
Gemeinde Schutterwald BESCHLUSSPROTOKOLL 
 
 
Öffentliche Gemeinderatssitzung am 21.12.2016 Sitzung Nr. 17/2016 
im Anschluss folgt die nichtöffentliche Sitzung  
 
Sitzungsort: großer Sitzungssaal des Rathauses 
Sitzungsdauer: 18:00 Uhr bis 18:40 Uhr 
 
Das Ergebnis der Beratung ergibt sich aus den Anlagen (Drucksachen Nr.197/16 – 
205/16), die Bestandteil dieses Protokolls sind. 
 

  
 Vorsitzender 

  
 Schriftführer 

  
 Gemeinderat 

  
 Gemeinderat 

 
 
Sitzungsteilnehmer: zusätzlich anwesend 
Vorsitzender: 
Bürgermeister Holschuh 

HAL Feger als Protokollführer 
BAL Hahn 
RAL Sexauer  
BuWL Wurth 
 

 
 
Gemeinderäte: 

 

Beathalter Alexander 
Beathalter Ralf  
Bindner Ludwig  
Gabel Sabine 
Glatt Rudi 
Glöckner Nico 
Hansert Erwin 
Heuberger Liane 
Jung Maria 
 

Junker Andrea  
Obert Hubert  
Preukschas Domenic 
Rotert Hans-Martin 
Schillinger Volker  
Schnebelt Tobias 
Seigel Josef 
Wolter Arno 
 

entschuldigt: entschuldigt: 
 
 

Welde Myriam 

 



Einladung

Datum: 13.12.2016 
Sitzungs-Nr.: 17/2016 

Einladung zur Gemeinderatssitzung 

Sehr geehrter Herr Sexauer, 

die nächste Sitzung des Gemeinderates findet am 

Mittwoch, 21.12.2016, ab 18.00 Uhr  
im großen Sitzungssaal des Rathauses statt. 

Zu dieser Sitzung lade ich Sie recht herzlich ein. 

Mit freundlichen Grüßen 

Martin Holschuh 

Öffentlich: 
1. Frageviertelstunde (DS 197/2016) 

2. Baugesuche
2.1 Neubau Glockenturm für die Lukasgemeinde Schutterwald
      Blumenstraße 12, Flst.Nr. 7842/26 

(DS 198/2016) 

3. Haushaltssatzung mit Haushaltsplan der Gemeinde und
Wirtschaftsplänen der Eigenbetriebe 'Gemeindewerke',
'Abwasserbeseitigung' und 'Altenhilfe'  für das Haushalts- und
Wirtschaftsjahr 2017
- endgültige Beschlussfassung –

(DS 199/2016) 



 
4.  Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde (DS 200/2016) 

5.  Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats 
 

(DS 201/2016) 

6.  Genehmigung von Spenden an die Gemeinde Schutterwald 
 

(DS 202/2016) 

7.  Neubau des Pflegeheims St.Jakobus -  
hier: Information über Baustand und Kostenentwicklung sowie 
Auftragsvergaben für  
a) Trockenbau 
b) Nassputz 
c) Estrich 
 

(DS 203/2016) 

8.  Bekanntgabe nichtöffentlicher Beschlüsse 
 

(DS 204/2016) 

9.  Verschiedenes 
- Bekanntgaben, Wünsche und Anträge 

(DS 205/2016) 
 

 
 
 



 
 
Gemeinde Schutterwald ERGÄNZUNGSBLATT NR. 1 
 
 
 
Öffentliche Sitzung am 21.12.2016  
 
 

Drucksache Nr. 197/2016 
 
 
 
 
TOP 01 
 
Frageviertelstunde 
 
Von den anwesenden Zuhörern wurden keine weiteren Fragen gestellt. 
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Gemeinde Schutterwald 

Beschlussvorlage 

  öffentlich 
  nichtöffentlich 
 
 
AZ: Amt Bearbeiter Datum: DS-Nr.: Gesehen: 
632.6 Bauamt Frau Maul 12.12.2016 198/2016 

 
 

 

Sitzung des Gemeinderates am 21.12.2016 TOP 02  
 

 
 
Baugesuche 
2.1 Neubau Glockenturm für die Lukasgemeinde 
      Schutterwald, Blumenstr. 12, Flst.Nr. 7842/26 
      Antragsteller: Evang. Kirchengemeinde vertr. durch Pfarrerin B.Hannemann 
                            Blumenstr. 12/Die Waide 2/1 
                            77746 Schutterwald 
 
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmige Zustimmung 
 
 
Protokoll: 
Auf Nachfrage von Gemeinderat A. Beathalter erläutert BAL Hahn, dass alle Anwohner 
ringsum angeschrieben wurden, bisher aber noch keine negativen Äußerungen eingegan-
gen sind.  
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Gemeinde Schutterwald Beschlussvorlage 
  öffentlich 
  nichtöffentlich 
 
 
AZ: Amt Bearbeiter Datum: DS-Nr.: Gesehen: 
902.41 Rechnungsamt Herr Sexauer 09.12.2016 199/2016  
 
 
Sitzung des Gemeinderates am 21.12.2016 TOP 3 
 
Haushaltssatzung mit Haushaltsplan der Gemeinde und Wirtschaftsplänen der 
Eigenbetriebe 'Gemeindewerke', 'Abwasserbeseitigung' und 'Altenhilfe'  für das 
Haushalts- und Wirtschaftsjahr 2017 
- endgültige Beschlussfassung -      
 

 
frühere Beratungen Sitzungstermin 
GR Rundfahrt 
VA Planvorberatungen 
GR Einbringung des HH-Plans und der  
         Wirtschaftspläne 2017 

17.09.2016 
16.11.2016 
07.12.2016 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan 2017 der Gemeinde Schutterwald und die 
Wirtschaftspläne 2017 der Eigenbetriebe „Gemeindewerke“, „Abwasserbeseitigung“ und 
„Altenhilfe“  werden in der vorliegenden Fassung endgültig beschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmige Zustimmung entsprechend dem Beschlussvorschlag. 
 
 
Sachverhalt/Begründung: 
 

Die Verwaltung hat auch in diesem Jahr schon in den Sommerferien mit den Vorarbeiten 
zur Erstellung der Haushalts- und Wirtschaftspläne 2017 begonnen. Vor den 
Haushaltsberatungen wurden mit dem Gemeinderat in einer Rundfahrt verschiedene 
Objekte besichtigt und Informationen zu den anstehenden Aufgaben eingeholt. 
 
Nach den Vorberatungen im Verwaltungsausschuss wurde entsprechend dem 
einstimmigen Empfehlungsbeschluss der Gesamthaushalt mit allen Bestandteilen und 
Anlagen im Gemeinderat eingebracht.  
 
Obwohl der Gesetzgeber die Verpflichtung zur öffentlichen Auslegung abgeschafft hat, 
sprach sich der Gemeinderat für die Beibehaltung der Einsichtsmöglichkeit für alle 
Einwohner und Abgabenpflichtigen aus. Der Gesamtplanentwurf lag deshalb in der Zeit 
vom 12.12.2016 bis 21.12.2016 im Rathaus öffentlich aus. Anregungen und 
Einwendungen von Bürgern und Abgabenpflichtigen gingen bisher nicht ein. Soweit bis zur 
Sitzung noch Anregungen oder Einwendungen eingehen, wird die Verwaltung in der 
Sitzung den Gemeinderat hierüber informieren. 
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Da seit der Einbringung des Haushalts keine Änderungen mehr vorzunehmen waren, kann 
der gesamte Haushalt nun mit den haushaltsrechtlichen Ermächtigungen in der 
Haushaltssatzung 2017 (Anlage 1) beraten und endgültig beschlossen werden. 
 
 
 
Protokollergänzung: 
Bürgermeister Holschuh erinnert, dass der Haushalt in der letzten Gemeinderatssitzung 
eingebracht, vom Kämmerer erläutert und er selbst Stellung dazu bezogen hat. Heute sind 
nun die Gemeinderäte dran, ihre Bewertungen zum vorliegenden Haushalt abzugeben.  
 
Gemeinderat Schnebelt spricht für die CDU-Fraktion. Er dankt zunächst der Verwaltung 
und insbesondere dem Kämmerer für das vorgelegte Zahlenwerk. Man ist mit dem 
Haushalt früh dran und kann ihn noch im alten Jahr verabschieden. Dies ist sehr positiv; 
insbesondere vor dem Hintergrund, dass parallel dazu auch die Umstellung auf das neue 
Haushaltsrecht läuft, das zum 01.01.2018 gelten soll. Viele Dinge sind in diesem Jahr 
schon in die Haushaltsplanung eingeflossen, was die Aufstellung des Haushaltes nicht 
gerade einfacher gemacht hat.  
Hohe Investitionen führen im kommenden Jahr zu Kreditaufnahmen und zu einer 
Entnahme aus der Rücklage. Die Rücklage ist aber noch über dem Mindestsockel. Die 
Kredite werden durch den künftigen Verkauf von Bauplätzen wieder getilgt werden. Positiv 
ist die Zuführung vom Verwaltungshaushalt an den Vermögenshaushalt. Der Gemeinderat 
hat bei den Haushaltsberatungen versucht, möglichst viele Wünsche zu erfüllen, konnte 
aber nicht alle erfüllen. Die größten Investitionsvorhaben sind die Umlegung und  
Erschließung Meierbündt sowie die Stammkapitalzuführung zum Eigenbetrieb Altenhilfe. 
Die Gemeindewerke werden voraussichtlich 220.000,-- € Gewinn erwirtschaften. Der 
Eigenbetrieb Abwasser wird durch eine Gebührenanpassung wohl kostendeckend 
arbeiten können. Für die Zukunft stehen noch weitere Projekte an, deshalb wird man 
weiterhin vertrauensvoll wirtschaften. Herr Schnebelt empfiehlt die Zustimmung zu dem 
Zahlenwerk. 
 
Gemeinderat Schillinger erinnert, dass der Haushalt intensiv besprochen wurde. Mit 48 
Millionen € handelt es sich um einen Rekordhaushalt. Die vorgesehenen Projekte sind 
finanziert und finanzierbar. Der Vermögenshaushalt umfasst rund 10 Millionen, der 
Verwaltungshaushalt rund 16 Millionen €. Die positive Zuführungsrate ist ein Gradmesser 
des Haushalts. Rücklagen müssen eingesetzt werden, sind aber dennoch vorhanden. In 
den Eigenbetrieben gibt es keine wesentlichen Abweichungen zu den Vorjahren. Der 
Eigenbetrieb Altenhilfe wird mit rund 8 Millionen € ausgestattet. Leider wird die Gemeinde 
künftig nicht mehr schuldenfrei sein, so wie sie dies viele Jahre war. Trotzdem führt dies 
aber zu keiner Schieflage in der Gemeinde. Alles Notwendige kann 2017 und darüber 
hinaus finanziert werden. 
 
Auch Gemeinderätin Jung dankt dem Kämmerer und der Verwaltung. Auch sie bezeichnet 
den Haushalt als Rekordhaushalt wegen der hohen Investitionen. Die Aufnahme von 
Schulden ist deshalb notwendig. Sie freut sich insbesondere darüber, dass, neben 
Einsparungen in vielen Bereichen, auch Finanzmittel für andere Bereiche, z.B. die 
Spielplätze, ausgegeben werden können. Auch sie empfiehlt die Zustimmung.  



HAUSHALTSSATZUNG DER GEMEINDE SCHUTTERWALD FÜR DAS 
HAUSHALTSJAHR  2017 

Kernhaushalt der Gemeinde Schutterwald 

Der Gemeinderat hat am 21. Dezember 2016 auf Grund von § 79 der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg folgende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2017 beschlossen: 

§ 1
Haushaltsplan 2017 

Der Haushaltsplan wird festgesetzt mit 

1. den Einnahmen und Ausgaben von je 27.014.600 € 
davon
im Verwaltungshaushalt 16.500.600 €,
im Vermögenshaushalt 10.514.000 €;

2. dem Gesamtbetrag der vorgesehenen
Kreditaufnahme für Investitionen und
Investitionsfördermaßnahmen
(Kreditermächtigungen) von 5.420.000 € 

3. dem Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen von 3.175.000 € . 

§ 2
Kassenkreditermächtigungen 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wird auf 2.000.000 € 
festgesetzt. 

§ 3
Realsteuerhebesätze 

1. Die Gemeinde Schutterwald erhebt die Grundsteuer nach dem Grundsteuergesetz und die
Gewerbesteuer nach dem Gewerbesteuergesetz  in der jeweils gültigen Fassung.

2. Die Hebesätze werden festgesetzt

a) für die    G r u n d s t e u e r
 aa) der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 270 v. H. 

bb) die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 300 v. H. 
  der Steuermessbeträge, 

b) für die    G e w e r b e s t e u e r   auf 340 v. H. 
der Steuermessbeträge.

§ 4
Stellenplan 

Der Stellenplan ist Bestandteil des Haushaltsplanes (lfd. Nr. 9). 

Anlage 1 zu TOP 3 der
ö GR-Sitzung am 21.12.2016
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Eigenbetrieb „Strom- u. Wasserversorgung Schutterwald“ 
(Gemeindewerke Schutterwald)  

 
§ 5 

Wirtschaftsplan 2017 
 

Der Wirtschaftsplan 2017 der Gemeindewerke Schutterwald wurde gemäß § 14  Abs. 1 des Eigenbe-
triebsgesetzes vom Gemeinderat am  21. Dezember 2016 wie folgt festgesetzt: 
 
 1. Im   E r f o l g s p l a n  mit  
  - Erträgen von 8.475.700 €, 
  - Aufwendungen von 8.255.700 €. 
  - Jahresgewinn von  220.000 €. 
 2. Im   V e r m ö g e n s p l a n 
  in den Einnahmen und Ausgaben auf je 2.629.000 €. 
 3. Die vorgesehenen Kreditaufnahmen zur  
  Absicherung der Investitionsfinanzierung betragen  2.000.000 €. 
 4. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur  
  Absicherung der Kassenliquidität wird auf 800.000 €. 
 festgelegt. 
 5. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen  
  wird festgelegt auf   0 €. 
 6. Die Verwaltung wird ermächtigt die im Wirtschaftsjahr erforderliche marktgerechte 
      Strompreisanpassung zu gegebener Zeit zeitnah zu entscheiden.  
 
 
 
 
 
 

Eigenbetrieb „Abwasserbeseitigung Schutterwald“    
 

 
§ 6 

Wirtschaftsplan 2017 
 

Der Wirtschaftsplan 2017 des Eigenbetriebs Abwasserbeseitigung Schutterwald wurde gemäß § 14  
Abs. 1 des Eigenbetriebsgesetzes vom Gemeinderat am 21. Dezember 2016 wie folgt festgesetzt: 
  
 1. Im   E r f o l g s p l a n  mit 
  - Erträgen von  1.263.000 €, 
  - Aufwendungen von  1.223.500 €, 
      - Jahresgewinn von  39.500 €. 
 2. Im   V e r m ö g e n s p l a n 
 in den Einnahmen und Ausgaben auf je 1.551.000 €. 
 3. Die vorgesehenen Kreditaufnahmen zur  
  Absicherung der Investitionsfinanzierung betragen 0 €. 
 4. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur  
  Absicherung der Kassenliquidität wird auf 250.000 €.  
      festgelegt. 
 5. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen  
  wird festgelegt auf   0 €. 
 
 
 
 
 
 

2



 
 
 

Eigenbetrieb „Altenhilfe Schutterwald“    
 

 
§ 7 

Wirtschaftsplan 2017 
 

Der Wirtschaftsplan 2017 des Eigenbetriebs Altenhilfe Schutterwald wurde gemäß § 14  Abs. 1 des 
Eigenbetriebsgesetzes vom Gemeinderat am 21. Dezember 2016 wie folgt festgesetzt: 
  
 1. Im   E r f o l g s p l a n  mit 
  - Erträgen von  60.000 €, 
  - Aufwendungen von  199.000 €, 
      - Jahresverlust von  139.000 €. 
 2. Im   V e r m ö g e n s p l a n 
 in den Einnahmen und Ausgaben auf je 7.660.000 €. 
 3. Die vorgesehenen Kreditaufnahmen zur  
  Absicherung der Investitionsfinanzierung betragen 4.200.000 €. 
 4. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur  
  Absicherung der Kassenliquidität wird auf 500.000 €.  
      festgelegt. 
 5. Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen  
  wird festgelegt auf   0 €. 
 
 
Schutterwald, den 22. Dezember 2016  
 
 

   Holschuh,  
                                            (Siegel)  Bürgermeister   
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Gemeinde Schutterwald Beschlussvorlage 
  öffentlich 
  nichtöffentlich 

 
 
AZ: Amt Bearbeiter Datum: DS-Nr.: Gesehen: 
020.051 Hauptamt Herr Feger/Bü 17.11.2016 200/2016  

 
 
Sitzung des Gemeinderates am 21.12.2016 TOP 04 

 
Änderung der Hauptsatzung           
 

 
frühere Beratungen Sitzungstermin 
Gemeinderat nö 29.09.2004 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die beigefügte Hauptsatzung vom 21.12.2016 wird beschlossen. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmige Zustimmung entsprechend dem Beschlussvorschlag. 

 
 
Sachverhalt/Begründung: 
Das Muster des Gemeindetags Baden-Württemberg für eine Hauptsatzung der 
Gemeinden wurde letztmals im Jahre 2000 neu gefasst und veröffentlicht. Diese 
Mustersatzung hat im Wesentlichen bis heute Gültigkeit. 
 
Die Hauptsatzung der Gemeinde vom 28.11.2001 (Anlage 1) wurde durch 
Änderungssatzung vom 17.04.2002 (Abschaffung der unechten Teilortswahl), Anlage 2, 
sowie durch Änderungssatzung vom 29.09.2004 (Änderung der Besetzung der 
beschließenden Ausschüsse), Anlage 3, geändert.  
Im Oktober 2015 wurde auch die Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in einigen 
Teilen verändert. Diese Änderungen haben aber lediglich Auswirkungen auf § 6 Abs. 3 
des Hauptsatzungsmusters (vergleiche Anlage 4). 
 
Durch die Umstellung des Tarifrechts im öffentlichen Dienst von BAT/BMT-G auf den 
TVÖD vom 01.10.2005 ist die Hauptsatzung ebenfalls zu ändern und zwar im § 7 Abs. 2 
und im § 12 Abs. 2 und 3 (vergleiche Anlage 5). 
 
In der vorliegenden neuen Hauptsatzung vom 21.12.2016 sind alle oben genannten 
notwendigen Änderungen eingearbeitet. Es wird vorgeschlagen, die Satzung zu 
beschließen. 
 
 
 
Protokollergänzung: 
Bürgermeister Holschuh verdeutlicht, dass ein wesentliches Element der Hauptsatzung die 
Wertgrenzen sind. Hierüber soll aber in der heutigen Sitzung nicht diskutiert werden, 
zukünftig wird es aber notwendig sein, die Wertgrenzen zu aktualisieren. 
 



( ( ) 

Gemeinde: 
Landkreis: 

1. Form der Gemeindeverfassung 

SCHUTTERWALD 
ORTENAUKREIS 

§ 1 Gemeinderatsverfassung 

(;fl lA.A'l. J' 

-ror v o 
A4.lA.r- A 

Verwaltungsorgane der Gemeinde sind der Gemeinderat und der Bürgermeister. 
� -

II. Gemeinderat 

§ 2 Rechtsstellung, Aufgaben und Zuständigkeiten 

(1) Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Gemeinde. 

(2) Er legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde fest und entscheidet über alle 
Angelegenheiten der Gemeinde, soweit nicht der Gemeinderat den Ausschüssen oder dem 
Bürgermeister bestimmte Angelegenheiten übertragen hat oder der Bürgermeister kraft 
Gesetzes zuständig ist. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner Beschlüsse und 
sorgt beim Auftreten von Missständen in der Gemeindeverwaltung für deren Beseitigung 
durch den Bürgc:;rmeister. 

§ 3 Zusammensetzung 

Der Gemeinderat besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und den ehrenamtlichen 
Mitgliede'rn (Gemeinderäte) . 

1 Hauptsatzung-2001 



III. Ausschüsse des Gemeinderats 

§ 4, Beschließende Ausschüsse 

(1) Es werden folgende beschließende Ausschüsse gebildet: 

1.1 der Verwaltungsausschuss, 

1.2 der Technische Ausschuss, 

1.3 der Umlegungsausschuss. 

(2) Den beschließenden Ausschüssen gehören an: 
. der Bürgermeister als Vorsitzender und 

1.1 dem Verwaltungsausschuss 12 weitere Mitglieder des Gemeinderats, 

1.2 dem Technischen Ausschuss 10 weitere Mitgliedern des Gemeinderats, 

1.3 dem Umlegungsausschuss 12 weitere Mitglieder des Gemeinderats sowie mindestens 
zwei sachkundige Personen als beratende Mitglieder, von denen einer Vermessungs­
beamter der örtlichen zuständigen Vermessungsbehörde oder öffentlich bestellter 
Vermessungsingenieur und ein anderer Bausachverständiger sein muss, der auf dem 
Gebiet des Baurechts, insbesondere der Bauleitplanung, Erfahrung besitzt. (VO der 
Landesregierung zur Durchführung des BauGB). 

(3) Für die weiteren stimmberechtigten und beratenden Mitglieder der Ausschüsse wird 
jeweils ein Stellvertreter bestellt, der das Mitglied im Verhinderungsfall vertritt (persönlicher 
Stellvertreter). Ist auch der persönliche Stellvertreter verhindert, gilt für die Vertretung die 
Reihenfolge der aufgeführten Stellvertreter. 

§ 5 Allgemeine Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse 

(1) Die beschließenden Ausschüsse entscheiden im Rahmen ihrer Zuständigkeit selbständig 
an Stelle des Gemeinderats. 

(2) Den beschließenden Ausschüssen werden die in den §§ 7 bis 9 bezeich,neten Aufgaben­
gebiete zur dauernden Erledigung übertragen. Ist zweifelhaft, welcher Ausschuss im 
Einzelfall zuständig ist, ist die Zuständigkeit des Verwaltungsciusschusses gegeben. 

(3) Die beschließenden Ausschüsse sind innerhalb ihres Geschäftskreises zuständig für: 

3.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im Einzelfall 
mehr als 20.000,-- € aber nicht mehr als 75.000,-- € beträgt; 

3.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben von mehr als 
4.000,-- €, aber nicht me�r als 7.500,-- € im Einzelfall. 

(4) Soweit sich die Zuständigkeit der beschließenden Ausschüsse nach Wertgrenzen 
bestimmt, beziehen sich diese auf den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die Zerlegung 
eines solchen Vorgangs in mehrere Teile zur Begründung einer anderen Zuständigkeit ist 
nicht zulässig. Bei voraussehbar wiederkehrenden Leistungen bezieht sich die Wertgrenze 
auf den Jahresbetrag. 

2 Hauptsatzung-2001 
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·§ 6 Beziehungen zwischen Gemeinderat und beschließenden Ausschüssen 

(1) Wenn eine Angelegenheit für die Gemein.de von besonderer Bedeutung ist, können die 
Ausschüsse die Angelegenheit mit den Stimmen eines Viertels aller Mitglieder dem 
Gemeinderat zur Beschlussfassung unterbreiten. 

(2) Der Gemeinderat· kann den beschließenden Ausschüssen allgemein oder im Einzelfall 
Weisungen erteilen, jede Angelegenheit an sich ziehen oder Beschlüsse der beschließenden 
Ausschüsse, solange sie noch nicht vollzogen sind, ändern oder aufheben. 

(3) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, sollen dem 
zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zugewiesen werden. Auf Antrag 

. des Vorsitzenden oder eines Fünftels aller Mitglieder des Gemeinderats sind sie dem 
zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zu überweisen. 

(4) Der Gemeinderat kann Angelegenheiten, die die Aufgabengebiete verschiedener 
Ausschüsse berühren, selbst erledigen. Die Zuständigkeit des Gemeinderats ist 
anzunehmen, wenn zweifelhaft ist, ob die Behandlung einer Angelegenheit zur Zuständigkeit 
des Gemeinderats oder zu der eines beschließenden Ausschusses gehört. 
Widersprechen sich die noch nicht vollzogenen Beschlüsse zweier Ausschüsse, so hat der 
Bürgermeister den Vollzug der Beschlüsse auszusetzen und die Entscheidung des 
Gemeinderats herbeizuführen. 

§ 7 Verwaltungsausschuss 

(1) Der Geschäftskreis des Verwaltungsausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete: 

1.1 Personalangelegenheiten, allgemeine Verwaltungsangelegenheiten; 
1.2 Finanz- und Haushaltswirtschaft einschließlich Abgabenangelegenheiten; 
1.3 Schulangelegenheiten, Kindergartenangelegenheiten; 
1.4 Soziale und kulturelle Angelegenheiten; 
1.5 Gesundheits- und Veterinärangelegenheiten; 
1.6 Marktangelegenheiten; 
1. 7 Verwaltung der Liegenschaften der Gemeinde einschließlich der Waldbewirtschaftung, 

Jagd, Fischerei und Weide . 

. ( (2) In seinem Geschäftskreis entscheidet der Verwaltungsausschuss über: 

2.1 die Ernennung, Einstellung, Entlassung und sonstige personalrechtliche Entscheidungen 
von Beamten des, einfachen Dienstes sowie des mittleren Dienstes bis einschließlich 
Besoldungsgruppe A 8, von Angestellten der Vergütungsgruppe VI b bis V c BAT, 
Arbeitern, Auszubildenden, soweit es sich nicht um Aushilfskräfte und Teilzeit­
beschäftigte handelt; 

2.2 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebigkeits­
leistungen von mehr als 1.000 €, aber nicht mehr als 5.000 € im Einzelfall; 

2.3 die Stundung von Forderungen, 

2.3. 1 von mehr als 3 Monaten bis zu 6 Monaten in unbeschränkter Höhe, 

2.3.2 von r:nehr als 6 Monaten für einen Betrag von mehr als 3.000 € bis zu einem 
Höchstbetrag von 50.000 €; 
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2.4 den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde oder die Niederschlagung solcher 
Ansprüche, die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn 
der Verzicht oder die Niederschlagung, der Streitwert. oder bei Vergleichen das 
Zugeständnis der Gemeinde im Einzelfall mehr als 2.500 €, aber nicht mehr als 10.000 € 
beträgt; 

2.5 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 
oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten im 
Wert von mehr als 20.000 €, aber nicht mehr als 75.000 € im Einzelfall; 

2.6 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bei einem 
jährlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 2.500 €, aber nicht mehr als 5.000 € im 
Einzelfall; bei der Vermietung gemeindeeigener Wohnungen in unbeschränkter Höhe; 

2.7 die Veräußerung von beweglichem Vermögen im Wert von mehr als 10.000 €, aber nicht 
mehr als 75.000 € im Einzelfall. 

§ 8 Technischer Ausschuss 

(1) Der Geschäftskreis des Technischen Ausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete: 

1.1 Bauleitplanung und Bauwesen (Hoch- und Tiefbau, Vermessung); 
1.2 Versorgung und Entsorgung; . 
1.3 Straßenbeleuchtung, technische Verwaltung der Straßen, Bauhof, Fuhrpark; 
1.4 Verkehrswesen; 
1.5 Feuerlöschwesen und Zivilschutz; 
1.6 Friedhofs- und Bestattungsangelegenheiter; 
1.7 technische Verwaltung gemeindeeigener Gebäude; 
1.8 Sport-, Spiel-, Bade-, Freizeiteinrichtungen, Park -und Gartenanlagen; 
1.8 Umweltschutz, Landschaftspflege und Gewässerunterhaltung: 

(2) In seinem Geschäftskreis entscheidet der Technische Ausschuss über: 

2.1 die Erklärung des Einvernehmens der Gemeinde bei der Entscheidung über, 

( 

2.1.1 die Zulassung von Ausnahmen von der Veränderungssperre (§ 14 Abs. 2 Baugesetz- ( buch - BauGB); 

2.1.2 

2.1.3 

2.1.4 

2.1.5 

die Zulassung von Ausnahmen und die Erteilung von Befreiungen von den 
Festsetzungen des Bebauungsplans (§ 31 BauGB); 

die Zulassung von Vorhaben während der Aufstellung eines. Bebauungsplans (§ 33 
BauGB); 

die Zulassung von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 
34 BauGB); 

die Zulassung von Vorhaben. im Außenbereich (§ 35 BauGB), wenn in den Fällen 
2.1.1 bis 2.1.5 die jeweilige Angelegenheit für die städtebauliche Entwicklung der 
Gemeinde nicht von grundsätzlicher Bedeutung oder besonderer Wichtigkeit ist; 

2.2 die Stellungnahmen der Gemeinde zu Bauanträgen nach § 53 Abs. 2 und § 54 Abs. 2 
Landesbauordnung für Baden-Württemberg - LBO - ; _ 

l_; 

4 Hauptsatzung-2001 



2.3 die Entscheidu_ng über die Ausführung eines Vorhabens des Hoch- und Tiefbaus 
(Baubeschluss) und die Genehmigung der Bauunterlagen, die Vergabe der Lieferungen 
und Leistungen für die Bauausführung (Vergabebeschluss) sowie die Anerkennung der 
Schlussabrechnung (Abrechnungsbeschluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächlichen 
Gesamtbaukosten von nicht mehr als 75.000 € im Einzelfall ; 

2.4 Anträge auf Zurückstellung der Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben und 
auf vorläufige Untersagung gemäß § 15 BauGB; 

2. 5 die Erteilung von Genehmigungen und die Entscheidung über allgemein erteilte 
Genehmigungen nach § 144 BauGB. 

§ 9 Ümlegungsausschuss 

(1) Der Umlegungsausschuss ist zuständig für die von der Umlegungsstelle bei der 
Durchführung von Umlegungen nach §§ 45 ff. BauGB zutreffenden Entscheidungen. 

(2) Auf den Umlegungsausschuss finden § 5 Abs. 2 Satz 2, Absätze 3 und 4 sowie § 6 Abs. 
1 und 2 keine Anwendung. 

§ 10 Ältestenrat 

Auf Grund von § 33a Gemü wird ein Ältestenrat gebildet. 

IV. Bürgermeister 

§ 1 1  Rechtsstellung 

Der Bürgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit. 

§ 12 Zuständigkeiten . 

i( ·· (1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung und vertritt die Gemeinde. Er ist für die 
sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen Gang der Verwaltung 
verantwortlich und regelt die innere Organisation der Gemeindeverwaltung. Der 
Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Verwaltung und 
die . ihm 

' 
sonst durch Gesetz ·oder den Gemeinderat übertragenen Aufgaben. 

Weisungsaufgaben erledigt der Bürgermeister in eigener Zuständigkeit, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist. Dies gilt auch, wenn die Gemeinde in einer Angelegenheit 
angehört wird, die aufgrund einer Anordnung der zuständigen Behörde geheimzuhalten ist. 

(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, 
soweit es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 

2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 20.000 € im 
Einzelfall; 

2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur 
Verwendung von Deckungsreserven bis zu 4.000 € im Einzelfall; 
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2.3 die Ernennung, Einstellung und Entlassung und sonstige personalrechtliche 
Entscheidungen von Angestellten der Vergütungsgruppe X bis VII BAT, Aushilfskräften, 
Teilzeitbeschäftigten, Beamtenanwärtern, Praktikanten und anderen in Ausbildung 
stehenden Personen; 

2.4 die . Gewährung von unverzinslichen Lohn- und· Gehaltsvorschüss'en sowie 
Unterstützungen und von Arbeitgeberdarlehen im Rahmen der Richtlinien; 

2.5 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebigkeits­
leistungen bis zu 1.000 € im Einzelfall; 

2.6 die Stundung von Forderungen im Einzelfall 

2.6.1 bis zu 3 Monaten in unbeschränkter Höhe, 

2.6.2 über 3 Monate bis zu 6 Monaten bis zu einem Betrag von 3.000 €; 

2. 7 den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und die Niederschlagung solcher Ansprüche, 
die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht 
oder die Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde im Einzelfall nicht mehr als 2.500 € beträgt; 

' 
2.8 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 

oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten, 
im Wert bis zu 20.000 € im Einzelfall; 

2.9 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu 
einem jährlichen Miet- oder Pachtwert von 2.500 € im Einzelfall; 

2.10 die Veräußerung von beweglichem Ve�mögen bis zu 10.000 € im Einzelfall; 

2.11 die Bestellung von Bürgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung sowie die Entscheidung 
darüber, ob ein wichtiger Grund für die Ablehnung einer solchen ehrenamtlichen . 
Mitwirkung vorliegt; 

2.12die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverständiger zu den Beratungen 
einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat und in beschließenden Ausschüssen; 

2.13 die Stellungnahme zu Baugesuchen, 

a) sofern diese den Festsetzungen in einem Bebauungsplan entsprechen; sofern sie 
den Planvorgaben nicht entsprechen auch für Garagen, Pergolen, Einfriedigungen, 
und Dachausbauten mit Wohnraum; 

b) in nichtüberplanten Gebieten im Innenbereich für Garagen, Pergolen, 
Einfriedigungen, Dachausbauten und Erweiterungsbauten sowie Umnutzungen 
sofern es sich um Wohngebäude oder Wohnnebenbauten handelt; 

c) für Werbeanlagen im Innenbereich an der Stätte der Leistung und im 
Außenbereich, wenn sie nur vorübergehend angebracht werden; 

2.14die Beauftragung der Feuerwehr zur Hilfeleistung in Notlagen und mit Maßnahmen der 
Brandverhütung im Sinne des § 2 Abs. 2 Feuerwehrgesetz. 

· 
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V. Stellvertretung des Bürgermeisters 

§ 13 Stellvertreter des Bürgermeisters 

Es werden zwei Stellvertreter des Bürgermeisters aus der Mitte des Gemeinderates gewählt. 

VI. Ortsteile 

§ 14 Benennung der Ortsteile 

Das Gemeindegebiet besteht aus folgenden, räumlich voneinander getrennten Ortsteilen: 

1.1 Schutterwald; 

1.2 Langhurst; 

1.3 Höfen. 

VII. Unechte Teilortswahl 

§ 15 Unechte Teilortswahl 

(1) Die in § 14 genannten Ortsteile bilden je einen Wohnbezirk im Sinne von § 27 Abs. 2 
Satz 1 GemO. Die Sitze im Gemeinderat sind nach Maßgabe des Absatzes 2 mit Vertretern 
dieser Wohnbezirke zu besetzen (unechte Teilortswahl). Die Zahl der Gemeinderäte wird auf 
19 festgelegt. 

(2) Die Sitze im Gemeinderat werden wie folgt auf die einzelnen Wohnbezirke verteilt: 

2.1 Wohnbezirk Schutterwald: 14 Sitze, 

, ' ( 2.3 Wohnbezirk Langhurst 3 Sitze, · 

2.3 Wohnbezirk Höfen 2 Sitze. 

VIII. Schlussbestimmungen 

§ 16 Inkrafttreten 

Diese Hauptsatzung tritt am 01.01.2002 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Hauptsatzung vom 09.02.1994 mit ihren Änderungen außer Kraft. 
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Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg oder von auf Grund der Gemü erlassener Verfahrensvorschriften beim 
Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 Gemü unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, 
die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
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Gemeinde: 
Landkreis: 

SCHUTTERWALD 
ORTENAUKREIS 

•• V 

,- : .. :_· .s�tzuri_g ·zur Anderung der Hauptsatzung 
r . • • . 

'll 1A..A'l,,.A' 
7oP v o'" 

A�l 

Der ·t;eme
.ind�r�t der G�rriei�de Schutterwald hat auf Grund von § 4 Gemeinde� 

ordnung Baden-Württemberg in der Fassung vom 03. Oktober 1983 (GBI. S. 578) am 
17.04.2002 folgende Änderungssatzung beschlossen: 

§ 1 

§ 3 der bisherigen Satzung vom 28.11.2001 erhält folgenden Wortlaut: 

„§ 3 Zusammensetzung 
Der Gemeinderat besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und 18 ehrenamtiichen 
Mitgliedern (Gemeinderäte)." 

§2 

Die unechte Teilortswahl wird abgeschafft. Die §§ 14 und 15 der bisherigen Satzung vom 
28.11.2001 werden gestrichen. 

§·3 
Inkrafttreten 

. Diese Satzungsänderung tritt mit Wirkung zur nächsten regelmäßigen Kommunalwahl in 
Kraft. 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder auf Grund der GemO erlassener Verfahrensvorschriften 
beim Zustandekommen dieser Änderungsatzung wird nach § 4 Abs. 4 Gema unbeachtlich, 
wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung 
�egründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder Bekanntmachung der Satzung verletzt 
worden sind. 
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Gemeinde: 
Landkreis: 

SCHUTTERWALD 
ORTENAUKREIS 

Sa.tzung zur Änderung der Hauptsatzung 
vom 29.09.2004 

bq 'lA,,2.,11(, 
Top y ,; 
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Der ·Gemeinderat d�r Gemeinde 
ordliung · : Baden-Württem�erg 
beschlossen: : · · 

· · 
Schutterwa.ld hat auf Gn.ind· von § 4 Gemeinde­
am ' �9.09.2004 · foigende ÄnderungssatZung 

§1 

§ 4 der bisherigen Satzung vom 28. 11.2001, zuletzt geändert durch Änderungssatzung vom 
17.04.2002, erhält folgenden Wortlaut: 

„§ 4 Beschließende Ausschüsse 

(1) Es werden folgende beschließende Ausschüsse gebildet: 
der Verw.altungsausschuss, 
der Technische Ausschuss, 
der Umlegungsausschuss. 

· (2) Jeder dieser Ausschüsse besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und 8 
weiteren Mitgliedern des Gemeinderats. 

(3) Dem Umlegungsausschuss gehören außerdem mindestens zwei sachkundige Personen 
als beratende Mitglieder an, von denen einer Vermessungsbeamter der örtlichen 
zustän.digen Vermessungsbehörde oder öffentlich bestellter Vermessungsingenieur und ein 
anderer Bausachverständiger sein muss, der auf dem Gebiet des Baurechts, insbesondere 
der Bauleitplanung, Erfahrung besitzt. (VO der Landesregierung zur Durchführung des 
BauGB). 

(4) Für die weiteren stimmberechtigten und beratenden Mitglieder der Ausschüsse wird 
jeweils ein Stellvertreter bestellt, der das Mitglied im Verhinderungsfall vertritt (persönlicher 

· Stellvertreter) .... 

§2 
Inkrafttreten 

Eine etwaige Verfettung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) oder auf Grund der GemO erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen dieser 
Änderungsatzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der 
Sit71mn rliP. GP.nP.hmimmn nrlf!r RAlrnnntm::ir.h1mn rlP.r S::it71mn vP.rl!'!t?t wnrrlP.n .sinrl 
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Gemeindelag Baden-Württemberg 

Hauptsatzung -Anpassung 

Satzungsmuster des Gemeindetags § 6 

3) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, 
sollen dem zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung 
zugewiesen werden. Auf Antrag des Vorsitzenden oder einer Fraktion oder 
eines Sechstels (bisher: eines Fünftels) aller Mitglieder des Gemeinderats 
sind sie dem zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zu 
überweisen. 

Vgl. § 39 Abs. 4 Satz 2 GemO . 

15.11.2016 52 

Bemerkung: 

'Q. ?"-."'l. �' 
ToP Pö 
At...l61'< y 

1.im Hauptsatzungsmuster ergibt sich nach unserer Recherche aufgrund der GemO­
Änderung von 2015 (nur) diese Änderung. Das Muster wird deshalb nicht generell neu 
herausgegeben. Wir verweisen auf die BWGZ 16/2000, dort ist das Muster insgesamt und 
mit Erläuterungen abgedruckt. 

2 Zur Verteilung der Zuständigkeit in Personalfragen gibt es ebenfalls einen neuen 
Vorschlag. Dieser ist in der weiteren Anlage abgedruckt. Grundlage sind die Erläuterungen 
aus dem Jahr 2000 s. oben: 

3. Es gibt momentan keirie weiteren Empfehlungen zum Thema Wertgrenzen für die 
Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Gemeinderat, Ausschüsse und Bürgermeister. Wir 
verweisen daher auf die Ausführungen aus dem Jahr 2000. 

Die entsprechenden Euro-Beträge (damals wurden noch DM-Beträge ausgewiesen) sehen 
dann wie folgt aus: 

s. Anlage. 
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Grün = 0Änderungen gegenüber der bisherigen 
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Gemeinde: 
L andkreis: 

SCHUTTERWALD 
ORTENAUKREIS 

HAUPTSATZUNG 
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Der Gemeinderat der Gemeinde Schutterwald hat auf Grund von § 4 Gemeinde­
ordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 17.Dezember 2015 
(GBI. 2016 S. 1) am 21.12.2016 folgende Hauptsatzung beschlossen: 

1. Form der Gemeindeverfassung 

§ 1 Gemeinderatsverfassung 
Verwaltungsorgane der Gemeinde sind der Gemeinderat und der Bürgermeister. 

II. Gemeinderat 

§ 2 Rechtsstellung, Aufgaben und Zuständigkeiten 
(1) Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Gemeinde. 

(2) Er legt die Grundsätze für die 'Verwaltung der Gemeinde fest und entscheidet über alle 
Angelegenheiten der Gemeinde, soweit nicht der Gemeinderat den Ausschüssen oder dem 
Bürgermeister bestimmte Angelegenheiten übertragen hat oder der Burgermeister kraft 
Gesetzes zuständig ist. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner Beschlüsse und 
sorgt beim Auftreten von Missständen in der Gemeindeverwaltung für deren Beseitigung durch 
den Bürgermeister. 

§ 3 Zusammensetzung 
Der Gemeinderat besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und 18 ehrenamtlichen 
Mitgliedern (Gemeinderäte).  

III. Ausschüsse des Gemeinderats 

§ 4 Beschließende Ausschüsse 
(1) Es werden folgende beschließende Ausschüsse gebildet: 

- der Verwaltungsausschuss, 
- der Tecrnische Ausschuss, 
- der UmlegungsausschUss. 



... • „ .• ,. „ 

(2) Jeder dieser Ausschüsse besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und acht 
weiteren Mitgliedern des Gemeinderats. 

(3) Dem Umlegungsausschuss gehören außerdem mindestens zwei sachkundige Personen 
als beratende Mitglieder an, von denen einer Vermessungsbeamter der örtlichen zuständigen 
Vermessungsbehörde oder öffentlich bestellter Vermessungsingenieur und ein anderer 
Bausachverständiger sein muss, der auf dem Gebiet des Baurechts, insbesondere der 
Bauleitplanung, Erfahrung besitzt. (VO der Landesregierung zur Durchführung des BauGB). 

(4) Für die weiteren stimmberechtigten und beratenden Mitglieder der Ausschüsse wird jeweils 
ein Stellvertreter bestellt, der das Mitglied im Verhinderungsfall vertritt (persönlicher 
Stellvertreter). 

§ 5 Allgemeine Zuständigkeiten der beschließenden Ausschüsse 
(1) Die beschließenden Ausschüsse entscheiden im Rahmen ihrer Zuständigkeit selbständig 
an Stelle des Gemeinderats. 

(2) Den beschließenden Ausschüssen werden die in den §§ 7 bis 9 bezeichneten Aufgaben­
gebiete zur dauernden Erledigung übertragen. Ist zweifelhaft, welcher Ausschuss im Einzelfall 
zuständig ist, ist die Zuständigkeit des Verwaltungsausschusses gegeben. 

(3) Die beschließenden Aussc:;hüsse sind innerhalb ihres Geschäftskreises zuständig für: 

3.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan, soweit der Betrag im Einzelfall· 
mehr als 20.000,-- €aber nicht mehr als 75.000,-- €beträgt; 

3.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben von mehr als 
4.000, -- €, aber nicht mehr als 7.500, -- €im Einzelfall. 

(4) Soweit sich die Zuständigkeit der beschließenden Ausschüsse nach Wertgrenzen 
bestimmt, beziehen sich diese auf den einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang. Die Zerlegung 
eines solchen Vorgangs in mehrere Teile zur Begründung einer anderen Zuständigkeit ist nicht 
zulässig. Bei .voraussehbar wiederkehrenden Leistungen bezieht sich die Wertgrenze auf den 
Jahresbetrag. 

§ 6 Beziehungen zwischen Gemeinderat und beschließenden Ausschüssen 
(1) Wenn eine Angelegenheit für die Gemeinde von besonderer Bedeutung ist, können die 
Ausschüsse die Angelegenheit mit den Stimmen eines Viertels aller Mitglieder dem 
Gemeinderat zur Beschlussfassung unterbreiten. 

(2) Der Gemeindera.t kann den beschließenden Ausschüssen allgemein oder im Einzelfall 
Weisungen erteilen, jede Angelegenheit an sich ziehen oder Beschlüsse der beschließenden 
Ausschüsse, solange sie noch nicht vollzogen sind, ändern oder aufheben. 

3) Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, sollen dem 
zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zugewiesen werden. Auf Antrag des 
Vorsitzenden oder einer Fraktion oder eines Sechstels aller Mitglieder des Gemeinderats sind 
sie dem zuständigen beschließenden Ausschuss zur Vorberatung zu überweisen. 

(4) Der Gemeinderat kann Angelege'nheiten, die die _Aufgabengebiete verschiedener 
Ausschüsse berühren, selbst erledigen. Die Zuständigkeit des Gemeinderats ist anzunehmen, 
.wenn zweifelhaft ist, ob die Behandlung einer Angelegenheit zur Zuständigkeit des 
Gemeinderats oder zu der eines beschließenden Ausschusses gehört. 
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Widersprechen sich die noch nicht vollzogenen Beschlüsse zWeie'r Ausschüsse, so hat der 
Bürgermeister den Vollzug · der Beschlüsse auszusetzen und die Entscheidung des 
Gemeinderats herbeizuführen. 

§ 7 Verwaltungsausschuss 
(1) Der Geschäftskreis des Verwaltungsausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete: 

1.1 Personalangelegenheiten, allgemeine Verwaltungsangelegenheiten; 
1.2 Finanz- und Haushaltswirtschaft einschließlich Abgabenangelegenheiten; 
1.3 Schulangelegenheiten, Kindergartenangelegenheiten; 
1.4 Soziale und kulturelle Angelegenheiten; 
1.5 Gesundheits- und Veterinärangelegenheiten; 
1.6 Marktangelegenheiten; 
1. 7 Verwaltung der Liegenschaften der Gemeinde einschließlich der Waldbewirtschaftung, 

Jagd, Fischerei und Weide. 

( (2) In seinem Geschäftskreis entscheidet der Verwaltungsausschuss über: 

( 

2.1 die Ernennung, Einstellung, Entlassung und sonstige personalrechtliche Entscheidungen 
von Beamten des einfachen Dienstes sowie des mittleren Dienstes bis einschließlich 
Besoldungsgruppe A 8, von Beschäftigten der Entgeltgruppen 6 bis 8 TVöD, 
Auszubildenden, soweit es sich nicht um Aushilfskräfte und Teilzeitbeschäftigte handelt; 

2.2 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebigkeits­
leistungen von mehr als 1.000 €, aber nicht mehr als 5.000 € im Einzelfall; 

2.3 die Stundung von Forderungen, 

2.3.1 von mehr als 3 Monaten bis zu 6 Monaten in unbeschränkter Höhe, 

2.3.2 von mehr als 6 Monaten für einen Betrag von mehr als 3.000 € bis zu einem 
Höchstbetrag von 50.000 €; 

' 

2.4 den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde oder die Niederschlagung solcher Ansprüche, 
die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht 
oder die Niederschlagung, der Streitwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde im Einzelfall mehr als 2.500 €,aber nicht mehr als 10.000 € beträgt; 

2.5 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 
oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten im 
Wert von mehr als 20.000 €,aber nicht mehr als 75.000 € im Einzelfall; 

. 2.6 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bei einem 
jährlichen Mietwert oder Pachtwert von mehr als 2.500 €, aber nicht mehr als 5.000 € im 
Einzelfall; bei der Vermietung gemeindeeigener Wohnungen in unbeschränkter Höhe; 

2. 7 die Veräußerung von beweglichem. Vermögen im Wert- von mehr als 10.000 €, aber nicht 
mehr als 75.000 € im Einzelfall. 

§ 8 Technischer Ausschuss 
(1) Der Geschäftskreis des Technischen Ausschusses umfasst folgende Aufgabengebiete: 

· 1.1 Bauleitplanung und Bauwesen (Hoqh- und Tiefbau, Vermessung); 
1.2 Versorgung und Entsorgung; 
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1.3 Straßenbeleuchtung, technische Verwaltung der Straßen, Bauhof, Fuhrpark; 
1.4 Verkehrswesen; 
1.5 Feuerlöschwesen und Zivilschutz; 
1.6 Friedhofs- und Bestattungsangelegenheiten; 
1. 7 technische Verwaltung gemeindeeigener Gebäude; 
1.8 Sport-, Spiel-, Bade-, 'Freizeiteinrichtungen, Park -und Gartenanlagen; 
1.9 Umweltschutz, Landschaftspflege und Gewässerun�erhaltung. 

(2) In seinem Geschäftskreis entscheidet der Technische Ausschuss über: 

2.1 die Erklärung des Einvernehmens der Gemeinde bei der Entscheidung über 

2.1.1 die Zulassung von Ausnahmen von der Veränderungssperre (§ 14 Abs. 2 Baugesetz­
buch - BauGB); 

2.1.2 die Zulassung von Ausnahmen und die Erteilung von Befreiungen von den 
Festsetzungen des Bebauungsplans (§ 31 BauGB); 

2.1.3 die Zulassung von Vorhaben während der Aufstellung eines Bebauungsplans (§ 33 
BauGB);. 

2.1.4 die Zulassung von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 
34 BauGB); 

2.1.5 die Zulassung von Vorhaben im Außenbereich (§ 35 BauGB), wenn in den Fällen 2.1.1 
bis 2.1.5 die jeweilige Angelegenheit für die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde 
nicht von grundsätzlicher Bedeutung oder besonderer Wichtigkeit ist; 

2.2 die Stellungnahmen der Gemeinde zu Bauanträgen nach § 53 Abs. 2 und § 54 Abs. 2 
Landesbauordnung für Baden�Württemberg (LBO); 

2.3 die Entscheidung über die Ausführung eines Vorhabens des Hoch- und Tiefbaus 
(Baubeschluss) und die Genehmigung der Bauunterlagen, die Vergabe der Lieferungen 
und Leistungen für die Bauausführung (Vergabebeschluss) sowie die Anerkennung der 
Schlussabrechnung (Abrechnungsbeschluss) bei voraussichtlichen bzw. tatsächlichen 
Gesanitbaukosten von nicht mehr als 75.000 € im Einzelfall; 

2.4 Anträge auf Zurückstellung der Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben und auf 
vorläufige Untersagung gemäß § 15 BauGB; 

2.5 die Erteilung von Genehmigungen und die Entscheidung über allgemein erteilte 
·Genehmigungen nach § 144 BauGB. 

§ 9 Umlegungsausschuss 
(1) Der Umlegungsausschuss ist zuständig für die von der Umlegungsstelle bei der 
Durchführung von Umlegungen nach §§ 45 ff. BauGB zu treffenden Entscheidungen. 

(2) Auf den Umlegungsausschuss finden § 5 Abs. 2 Satz 2, Absätze 3 und 4 sowie § 6 Abs. 1 
und 2 keine Anwendung. 

§ 10 Ältestenrat 
Auf Grund von § 33a GemO wird ein Ältestenrat gebildet: 
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IV. Bürgermeister 

§ 11 Rechtsstellung 
Der Bürgermeister ist hauptamtlicher Beamter auf Zeit. 

§ 12 Zuständigkeiten 
(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung und vertritt die Gemeinde. Er ist für die 
sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsgemäßen Gang der Verwaltung 
verantwortlich und regelt die innere Organisation der Gemeindeverwaltung. Der Bürgermeister 
erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden Verwaltung und die ihm sonst 
durch Gesetz oder den Gemeinderat übertragenen Aufgaben. Weisungsaufgaben erledigt der 
Bürgermeister in eigener Zuständigkeit, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Dies 
gilt auch, wenn die Gemeinde in einer Angelegenheit angehört wird, die aufgrund einer 
Anordnung der zuständigen Behörde geheimzuhalten ist. 

(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit 
es sich nicht bereits um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt: 

2.1 die Bewirtschaftung der Mittel nach dem Haushaltsplan bis zum Betrag von 20.000 € im 
Einzelfall; 

· · 

2.2 die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausgaben und zur 
Verwendung von Deckungsreserven bis zu 4.000 € im Einzelfall; 

2.3 die Ernennung, Einstellung und Entlassung und sonstige personalrechtliche. 
Entscheidungen von Beschäftigten der Entgeltgruppen 1 bis 5 TVöD, Aushilfskräften, 
Teilzeitbeschäftigten, Beamtenanwärtern, Praktikanten und anderen in Ausbildung 
stehenden Personen; 

2.4 die Gewährung von unverzinslichen Lohn- und Gehaltsvorschüssen sowie 
Unterstützungen und von Arbeitgeberdarlehen im Rahmen der Richtlinien; 

2.5 die Bewilligung von nicht im Haushaltsplan einzeln ausgewiesenen Freigebigkeits­
leistungen bis zu 1.000 € im Einzelfall; 

2.6 die Stundung von Forderungen im Einzelfall 

2.6.1 bis zu 3 Monaten in unbeschränkter Höhe, 

2.6.2 über 3 Monate bis zu 6 Monaten bis zu einem Betrag von 3.000 €; 

2. 7 den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und die Niederschlagung solcher Ansprüche, 
die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht 
oder die Niederschlagung, der Str�itwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde im Einzelfall nicht mehr als 2.500 € beträgt; 

2.8 die Veräußerung und dingliche Belastung, den Erwerb und Tausch von Grundeigentum 
oder grundstücksgleichen Rechten, einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten, im 
Wert bis zu 20.000 € im Einzelfall ; 

2.9 Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu einem 
jährlichen Miet- oder Pachtwert von 2.500 € im Einzelfall; 

2.10 die Veräußerung von beweglichem Vermögen bis zu 10.000 € im Einzelfall; 
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2.11 die Bestellung von Bürgern zu ehrenamtlicher Mitwirkung sowie die Entscheidung 
darüber, ob ein wichtiger Grund für die Ablehnung einer solchen ehrenamtlichen 
Mitwirkung vorliegt; . · 

2.12 die Zuziehung sachkundiger Einwohner und Sachverständiger zu den Beratungen 
einzelner Angelegenheiten im Gemeinderat und in beschließenden Ausschüssen; 

2.13 die Stellungnahme zu Baugesuchen, 

a) sofern diese den Festsetzungen .in einem Bebauungsplan entsprechen; sofern sie 
den Planvorgaben nicht entsprechen auch für Garagen, Pergolen, Einfriedigungen, 
und Dachausbauten mit Wohnraum; 

b) in nichtüberplanten Gebieten im Innenbereich für Garagen, Pergolen, 
Einfriedigungen, Dachausbauten und Erweiterungsbauten sowie Umnutzungen 
sofern es sich um Wohngebäude oder Wohnnebenbauten handelt; 

c) für Werbeanlagen im Innenbereich an der Stätte der Leistung und im Außenbereich, 
wenn sie nur vorübergehend rangebracht werden; . 

2.14 qie Beauftragung der Feuerwehr zur Hilfeleistung in Notlagen und mit Maßnahmen der 
Brandverhütung im Sinne des § 2 Abs. 2 Feuerwehrgesetz. 

V. Stellvertretung des Bürgermeisters 

§ 13 Stellvertreter des Bürgermeisters 
_ Es werden zwei Stellvertreter des Bürgermeisters aus der Mitte des Gemeinderates gewählt. 

VI. Schlussbestimmungen 

§ 14 Inkrafttreten 
Diese Hauptsatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die bisherige 
Hauptsatzung vom 28.11.2001 mit ihren Änderungen außer Kraft. 

· 

Schutterwald, den 21.12.2016 

Martin Holschuh, Bürgermeister 

Hinweis: 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- qder Formvorschriften der Gemü oder von auf 
Grund der Gemü erlassener Verfahrensvorschriften beim Zustandekommen dieser Satzung 
wird nach § 4 Abs. 4 Gemü unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit 
der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist; 
der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn 
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntm'achung der Satzung verletzt worden sind. 
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Gemeinde Schutterwald Beschlussvorlage 
  öffentlich 
  nichtöffentlich 

 
 
AZ: Amt Bearbeiter Datum: DS-Nr.: Gesehen: 
022.221 Hauptamt Herr Feger/Bü 17.11.2016 201/2016  

 
 
Sitzung des Gemeinderates am 21.12.2016 TOP 05 

 
Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats           
 

 
 
frühere Beratungen Sitzungstermin 
Gemeinderat ö 29.09.2004 

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der beigefügten Geschäftsordnung vom 21.12.2016 wird zugestimmt.  

 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmige Zustimmung entsprechend dem Beschlussvorschlag. 

 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Gesamtkosten der Maßnahmen Veranschlagung im 

Vermögenshaushalt 
über- / außerplanmäßige 

Ausgaben 
Haushaltsstelle 

    

 
 
Sachverhalt/Begründung: 
Der Gemeinderat regelt seine inneren Angelegenheiten, insbesondere den Gang seiner 
Verhandlungen, im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften durch eine Geschäftsordnung. 
Hierfür gibt es ein Muster des Gemeindetags, welches letztmals im Jahre 2000 
veröffentlicht wurde. Die bisherige Geschäftsordnung der Gemeinde beruht auf diesem 
Muster und wurde am 07.03.2001 beschlossen (Anlage 1). 
 
Aufgrund der Änderung der Gemeindeordnung im Oktober 2015 wurde vom Gemeindetag 
auch die Mustergeschäftsordnung inhaltlich und redaktionell in einigen Punkten geändert 
und ergänzt. 
 
Am 29.09.2004 beschloss der Gemeinderat eine Änderung der Geschäftsordnung 
(Mindestgröße der Fraktionen), Anlage 2. 
 
Obige Änderungen wurden zum Anlass genommen, die Geschäftsordnung zu 
überarbeiten und alle Änderungen einzuarbeiten. 
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Die wesentlichen Änderungen sind: 
 
- § 1a Abs. 1, Satz 2: 

Ist der Fraktionsvorsitzende gleichzeitig Bürgermeisterstellvertreter, ist diese Fraktion im 
Ältestenrat eigentlich unterrepräsentiert. Dies war in der letzten Amtsperiode des 
Gemeinderats bei der FWU so, in der laufenden Amtsperiode bei der CDU. Aus diesem 
Grund wird von der Verwaltung vorgeschlagen, künftig in diesem Fall auch den 
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden in den Ältestenrat aufzunehmen.  

 
- § 4 Abs. 1: Das Unterrichtungsrecht hatte bisher „1/4 der Gemeinderäte“. Nach der 

Neuregelung ist dies jetzt „eine Fraktion oder 1/6 der Gemeinderäte“. 
 
- § 4 Abs. 2: Gemeinderäte können auch elektronische Anfragen an den Bürgermeister 

richten. 
 
- § 9 Abs. 3: In nichtöffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse sind in der nächsten 

öffentlichen Sitzung „im Wortlaut“ bekanntzugeben, soweit „nicht das öffentliche Wohl 
oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen“. 

 
- § 12 Abs. 2: Die Einberufung des Gemeinderates kann auch elektronisch erfolgen, 

mindestens „7 Tage“ vor dem Sitzungstag. 
 
- § 13 Abs.2: Bisher konnten Anträge zur Tagesordnung von „1/4 der Gemeinderäte“ 

gestellt werden, nun kann dies von „einer Fraktion oder 1/6 der Gemeinderäte“ erfolgen. 
 
- § 13 Abs. 4: In dringenden Fällen kann der Bürgermeister auch elektronisch die 
Tagesordnung erweitern. 
 
- § 25: Die bisherige Unterscheidung zwischen Angestellten und Arbeitern entfällt nach 

Überleitung der alten Tarifverträge (BAT und BMT-G) in den TVÖD. 
 
- § 29: Schriftliche Verfahren sind auch elektronisch möglich. 
 
Die neu zu beschließende Geschäftsordnung ist als Anlage 3 beigefügt. 
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Aufgrund des § 36 Abs. 2 der Gemeindeord­
nung für Baden-Württemberg - GemO - hat" 

'" 

sich der Gemeinderat am 07 .03.2001 folgende 
:.! . Geschäftsordnung gegeben: 

" i 
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Inhaltsübersicht 

,)· 
Allgemeine Bestimmungen 
Zusammensetzung des Gemeinderats, Vorsitzender 
Ältestenrat 
Mitgliedervereinigungen 

§ 1 
§ 1a 
§ 2 

Rechte und Pflichten der Gemeirideräte und der zur Beratung 
zugezogenen Einwohner und Sachverständigen 
Rechtsstellung der Gemeinderäte § 3 
Unterrichtungsrecht, Akteneinsicht, Anfragerecht der Gemeinderäte § 4 
Amtsführung § 5 
Pflicht zur Verschwiegenheit § 6 
Vertretungsverbot § 7 
Ausschluss wegen Befange·nheit § 8 

Sitzungen des Gemeinderats 
qff"-}� lichkeitsgrundsatz, Bekanntgabe nichtöffentlich 
gerasster Beschlüsse 
Verhandlungsgegenstände 
Sitzordnung 
Einberufung 
Tagesordnung 
Beratungsunterlagen 

_„ Verhandlungsfähigkeit und Verhandlungsleitung 
Handhabung der Ordnung, Hausrecht 
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§ 9 
§ 10 
§ 11 
§ 12 
§13 
§ 14 
§ 15 
§ 16 



Verhandlungsablauf, Änderung der Tagesordnung 
durch den Gemeinderat 
Vortrag, beratende Mitwirkung im Gemeinderat 
Redeordnung 
Sachanträge 
Geschäftsordnungsanträge 
Beschlussfassung, Beschlussfähigkeit 
Abstimmungen 
Wahlen 
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Ernennung, Einstellung- und Entlassung von Gemeindebediensteten 
Persönliche Erklärung 
Fragestunde 
Anhörung 

„ 

Beschlussfassung im sch�iftlichen Verfahren 
und durch Offenlegung 
Schriftliches Verfahren 
Offenlegung 

Niederschrift 
Inhalte der Niederschrift 
Führung der Niederschrift 
Anerkennung der Niederschrift 
Einsichtnahme in die Niederschrift . 

Geschäftsordnung der Aus�chüsse 
Anwendung der Geschäftsordnung.des ·Gemeinderats 

Schlussbestimmung 
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§ 30 
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§ 32 
§ 33 
§ 34 
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§ 36 

.---. 

1. Allgemeine Bestimmungen 

. §1 
Zusammensetzung d�s Gemeinderats, Vorsitzender 

(1) Der Gemeinderat besteht aus dem· Bürgermeister als Vorsitzendem und den 
ehrenamtlichen Mitgliedern (Gemeinderäte) . 

· (2) Bei tatsächlicher oder rechtlicher Verhinderung des Bürgermeisters führen 
seine Stellvertreter im Sinne des § 48 GemO den Vorsitz. 

·- §1a 
Ältestenrat 

(1) Dem Ältestenrat gehören außer dem Bürgermeister als Vorsitzendem die 
Bürgermeisterstellvertreter und die Fraktionsvorsitzenden der im Gemeinde­
rat vertretenen Parteien und Wählervereinigungen an. 

(2) Der Ältestenrat wird vom Bürgermeister bei Bedarf einberufen. Er- berät ih n in 
- Fragen der Tagesordnung und des Gangs der Verhandlungen des Gemein­

derates. 
(3) Für den Geschäftsgang gelten die Vorschriften über die besch ließenden 

Ausschüsse entsprechend. 

§2 
Mitgliedervereinigungen 

(1) Die Gemeinderäte können sich zu Mitgliedervereinigungen (Fraktionen) ZL!� 
sammenschli.eßen. Eine Fraktion muss einschließlich etwaiger ständiger 
Gäste aus mindestens �Gemeinderäten bestehen. 

U(F'- } ede Fraktion teilt ihre Gründung, Bezeichnung, Mitglieder, ständige Gäste, 
die Namen des Vorsitzenden und seiner Stellvertreter sowie ihre Auflösung 
dem Bürgermeister mit. 

(3) Die Bestimmungen des § 6 über die Pflicht zur Verschwiegenheit gelten für 
Fraktionen entsprechend. 
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II. Rechte und Pflichten der Gemeinderäte und der zur Bera­
tung zugezogenen Einwohner und Sachverständigen 

. § 3 
Rechtsstellung der Gemeinderäte 

( 1) Die Gemeinderäte sind ehrenamtlich tätig. 
(2) · Der Bürgermeister verpflichtet die. Gemeinderäte in der ersten Sitzung öffent­

lich auf die gewissenhaf te Erfüllung ihrer Amtspf lichten. 
(3) Die Gemeinderäte entscheiden im Rahmen der Gesetze nach ihrer f reien, 

nur durch das öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung. An Verpf lict;t·"'"r.i­
gen und Aufträge, durch die diese Freiheit beschränkt wird, sind sie nictYl� ­
bunden. 

„ 

§ 4 
Unterrichtungsrecht, Akteneinsicht, Anfragerecht der Gemeinderäte 

(1) Ein Viertel der Gemeinderäte kann in allen Angelegenheiten der Gemeinde 
und ihrer Verwaltung verlangen, dass der Bürgermeister den Gemeinderat 
unterrichtet, und dass diesem oder einem von ihm bestellten Ausschuss Ak­
teneinsicht gewährt wird. In diesem Ausschuss müssen die Antragsteller ver­
treten sein. 

(2) Jeder Gemeinderat kann an den Bürgermeister schrif tliche oder in einer Sit­
zung mündliche Anfragen im Sinne des Absatzes 1 stellen. Mündliche Anfra­
gen, die mit keinem Punkt der Tagesordnung in Verbindung stehen, sind erst 
nach Erledigung der Tagesordnung.zuläs_sig. 

(3) Schriftliche Anfragen sind, sofern E?S der Gegenstand der Frage zulässt, in­
nerhalb von vier Wochen zu beantWorten. Sie können auch am Ende einer 

Sitzung des Gemeinderats vom· Bürgermeister mündlich beantwortet wer9� ; 
können mündliche Anfragen nicht sofort beantwortet werden, teilt der�}· 
germeister Zeit und Art der Bearityvortung mit. Werden Anfragen schriftlich 
beantwortet, sind die Antworten. ar) ·alle . Fraktionen des Gemeinderates zu 
senden. 

(4) Eine Aussprache Über Anfrageri· f i_ndef nicht statt. 
(5) Für Anfragen und Antworten, die wegen des öffentlichen Wohls oder wegen 

berechtigter Interessen Einzeln�e"i"" im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 2 GemO 
nicht f ür die Öffentlichkeit bestfrn mt sind, ist eine die Verschwiegenheit ge­
währleistete Form zu wahren. · 

(6) Die Absätze 1 und. 2 gelten nicht bei den nach § 44 Abs. 3 Satz 3 GemO 
geheim zu haltenden Angelegenheiten. 
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§ 5 
Amtsführung 

Die Gemeinderäte und die zur Beratung zugezogenen Einwohner müssen ihre 
Tätigkeit uneigennützig und verantwortungsbewußt ausüben. Sie sind verpf lich­
tet, an den Sitzungen des Gemeinderats teilzunehmen. Bei Verhinderung oder 
wenn es erfor.derlich ist, die Sitzung vorzeitig zu verlassen, ist der Vorsitzende 
unter Angabe des Grundes rechtzeitig vor der Sitzung zu verständigen. Ist die 
rechtzeitige Verständigung des Vorsitzenden infolge unvorhergesehener Ereig­
nisse nicht möglich, so kann sie nachträglich erfolgen. 

_, 

(" \ ·..___/· § 6 
Pflicht zur Verschwiegenheit 

1 

(1) Die Gemeinderäte sind zur Verschwiegenheit verpf lichtet über alle Angele­
genheiten, deren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben, besonders an­
geordnet oder ihrer Natur nach erforderlich ist. Über alle in nichtöffent licher 

Sitzung behandelten Angelegenheiten sind die Gemeinderäte und die zur 
Beratung zugezogenen Einwohner so lange zur Verschwiegenheit verpflich­
tet, bis sie der Bürgermeister von der Schweigepf licht e.ntbindet. Dies gilt 
nicht für Beschlüsse, soweit sie nach § 9 Abs. 3 bekannt gegeben worden 
sind. 

(2) Gemeinderäte dürfen .die K_enntnis von geheim zu hciltenden Angelegenhei­
ten nicht unbefugt verwerten. Gegen dieses Verbot verstößt insbesondere, 
wer aus der Ken'ntnis geheim zu haltender Angelegenheiten für sich oder 
Dritte Vorteile zieht oder ziehen will. 

§ 7. 
Vertretungsverbot 

{) 
(1}-=oie Gemeinderäte dürfen Ansprüche und Interessen eines anderen gegen 

die Gemeinde nicht geltend machen, soweit sie nicht als gesetzliche Vertre­
ter handeln. Ob die Voraussetzungen dieses Verbots vorliegen, entscheidet 
der Gemeinderat. Insbesondere darf ein dem Gemeinderat angehörender 
Rechtsvertreter ein Mandat gegen die Stadt nicht übernehmen. 

(2) Auf die zur Ber.atung zugezogenen Einwohner f inden die Bestimmungen des 
Absatzes,1 Anwendung, wenn die zu vertretenden Ansprüche oder Interes­
sen mit der ehrenamtlichen Tätigkeit in Verbindung stehen. Ob diese Vor­
aussE?tzungen vorliegen, entscheidet der Bürgermeister. 
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§ 8 
Ausschluss wegen Befangenheit 

(1) Ein Gemeinderat oder ein zur Beratung zugezogener Einwohner darf weder 
beratend noch entscheidend mitwirken, wenn die Entscheidung einer Ange­
legenheit ihm selbst oder folgenden Personen einen ·unmittelbaren Vorteil 
oder Nachteil bringen kann: 

· 

1. dem Ehegatten; 
2. einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grad Ver­

wandten oder einem durch Annahme an Kindes statt Verbundenen, 
3. einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten G�..qd 

Verschwägerten, solange die die Schwägerschaft begründende Ehe\.Jc­
besteht oder 

4. einer von ihm kraft Gesel'zes oder Vollmacht vertretenen Person. 
(2) Dieses Mitwirkungsverbot gilt auch, wenn der Gemeinderat oder der zur 

Beratung zugezogene Einwohner 
1. gegen Entgelt bei jemand beschäftigt ist, dem die Entscheidung der An­

gelegenheit einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, es 
sei denn, dass nach den tatsächlichen Umständen der Beschäftigung 
anzunehmen ist, dass sich der Gemeinderat deswegen nicht in einem In­
teressenwiderstreit beffndet; 

2. oder dessen Ehegatte, Kinder, Eltern, Gesellschafter einer Handelsge­
sellschaft oder Mitglied des Vorstands, des Aufsichtsrats oder eines 
gleichartigen Organs eines rechtlich selbständigen Unternehrn.ens sind, 
denen die Entscheidung einen unmitteföaren Vor- oder Nachteil bringen 
kann. Ist der Gemeinderat .oder" der zur Beratung hinzugezogene Ein­
wohner als Vertreter der Gemeinde oder auf Vorschlag der Gemeinde 
Organmitglied im Sinne des Satzes 1„ besteht kein Mitwirkungsverbot; 

3. Mitglied eines Organs einer juristisch en Person des öffentlichen Rechts 
ist, der die Entscheidung �inen 1,mmittelbaren Vorteil oder Nachteil Q 
gen kann und die nicht G�bi�tskörperschaft ist, sofern er diesem Organ 
nicht als Vertreter oder aufVgr�chlaQ der Gemeinde angehört, oder 

4. in der Angelegenheit in anderer als 'öffentlicher Eigenschaft ein Gutach­
ten abgegeben hat oder sonst tättg geworden ist. 

(3) Diese Vorschriften gelten nicfit,'·w�nn. die Entscheidung nur die gemeinsa­
men Interessen einer Berufs- .-oder Bevölkerungsgruppe berührt. Sie gelten 
ferner nicht für Wahlen zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit. 
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(4) Der Gemeinderat und der zur Beratung zugezogene Einwohner, bei dem ein 
Tatbestand vorliegt, der Befangenheit zur Folge haben kann, hat dies vor 
Beginn der Beratung über diesen Gegenstand dem Vorsitzenden-mitzuteilen. 
Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte dieser Art während der Beratung 
erkennbar werden. Ob ein Ausschließungsgrund vorliegt, · entscheidet in 
Zweifelsfällen in AbweseRheit des Betroffenen bei Gemeinderäten der Ge­
meinderat, sonst der Bürgermeister. 

-\ 

(5) Wer wegen Befangenheit an der Beratung und Entscheidung nicht mitwirken 
darf, muss die Sitzung verlassen. Bei öffentlicher Sitzung muss er sich in den 
für die Zuhörer bestimmten Bereich des Sitzungsraumes begeben; bei nicht­
öffentlichen Sitzungen muss er auch den Sitzungsraum verlassen. 

·O 
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III. Sitzungen des Gemeinderats 

- § 9  
Offentlichkeitsgrundsatz, Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich. Nichtöffentlich darf nur ver­
handelt werden, wenn es das öffentliche .Wohl oder berechtigte Interessen 
einzelner erfordern; über Gegenstände, bei denen diese Voraussetzungen 
vorliegen, muss nichtöffentlich verhandelt werden. Über Anträge aus der Mit­
te des Gemeinderats, einen Verhandlungsgegenstand entgegen der Tages­
ordnung in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird in 
nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. Q (2) Zu den öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats hat jedermann Zutritt, so.,. 
weit es die Raumverhältnisse gestatten. . � (3) In nichtöffentlicher Sitzung nach Absatz 1 gefasste Beschlüsse sind nach 
Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder, wenn dies ungeeignet ist, in der 
nächsten öffentlichen Sitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche . . 
Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen. 

§ 10 
Verhandlungsgegenstände 

(1) Der Gemeinderat verhandelt über Vorlagen des �ürgermeisters, der Aus­
schüsse und über die dazu gestellten Anträge. 

(2) Ein durch Beschluss ·des Gemeinderats erledigter Verhandlungsgegenstand 
wird erst erneut behandelt, wenn ·neue Tatsachen oder neue wesentliche 
Gesichtspunkte dies rechtfertigen. 

§ 11 
S:itz;ordnung CJ»; 

Die Gemeinderäte sitzen nach ihrer :Fraktionszugehörigkeit. Kommt keine Eini­
gung zustande, bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der Fraktionen unter 
Berücksichtigung ihrer zahlenmäßigeh · Stärke im Gemeinderat. Die Sitzordnung 
innerhalb der Fraktionen wird von ·d.eren \tertretern im Gemeinderat festgelegt. 
Gemeinderäten·, die keiner Fraktipn ·angehören, weist der Bürgermeister den 
Sitzplatz an. 

" 

·s .-

§ 12 
Einberufung 

(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert; er 
soll jedoch mindestens·einmal im Monat einberufen werden. Der Gemeinde­

. rat muss unverzüglich einberufen werden, wenn es ein Viertel der Gemein­
-- deräte unter Angabe des Verhandlungsgegenstands beantragt. Die Verhand­

lungsgegenstände müssen zum Aufgabengebiet des Gemeinderats gehören. 
.1 _ (2) Der Bürgermeister beruft den Gemeinderat zu Sitzungen schriftlich mit an­

gemessener Frist, in der Regel 5 Tage vor der Sitzung unter Angabe der Ta­
gesordnung (§ 13) ein. In der Regel finden die Sitzungen mittwochs statt. In r ·� otfällen kann der Gemeinderat ohne Frist und formlos ( mündlich, fernmünd­

'-1ich oder durch Boten) einberufen werden. 
(3) Wird zur Erledigung der Tagesordnung eine Sitzung am nächsten Tag fort­

gesetzt, so genügt die mündliche Bekanntgabe durch den Bürgermeister als 
Einladung. Gemeinderäte, die bei Unterbrechung der Sitzung nicht anwe­
send waren, sind unverzüglich zu verständigen. 

(4) Zeit, Ort und Tagesordnung öffentlicher Sitzungen sind rechtzeitig ortsüblich 
bekannt .zu geben. 

§ 13 
Tagesordnung 

(1) Der Bürgermeister stellt die Tagesordnung für die Sitzungen auf. 
(2) Auf Antrag eines Viertels der Gemeinderäte ist ein Verhandlungsgegenstand 

auf die 1agesordnung spätestens der übernächsten Sitzung zu setzen. Die 
Verhandlungsgegenstände müssen zum Aufgabengebiet des Gemeinderats 
gehören. Satz 1 gilt nicht, wenn de.r Gemeinderat den gleichen Verhand­
lungsgegenstand innerhalb der letzten sechs Monate bereits behandelt hat. 

<Q ie Tagesordnung enthält Angaben über Beginn und Ort der Sitzung sowie 
die zur Beratung vorgesehenen Gegenstände, unterschieden nach solchen, 
über die in öffentlicher und solchen, über die in nichtöffentlicher Sitzung zu 
verhandeln ist. · 

(4) Der Bürgermeister !sann in dringenden Fällen durch schriftlich auszugebende 
Nachträge die Tagesordnung ervJeit�rn. Er ist berechtigt, Verhandlungsge-:. 
genstände bis .zum Beginn der Sitzung unter Angabe des Grundes von der 
Tagesordnung abzusetzen. Dies gilt nich.t für Anträge nach Absatz 2. 
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§14 
Beratungsunterlagen 

� 

(1) Der Einberufung nach § 12 fügt der Bürgermeister die für 'die Verhandlung 
erforderlichen Unterlagen bei, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berech­
tigte Interessen Einzelner entgegenstehen. Die Vorlagen sollen die Sach­
und Rechtslage darstellen und möglichst einen Antrag enthalten. 

(2) Die Beratungsunterlagen sind nur für die Gemeinderäte bestimmt. Sie dürfen 
von den Gemeinderäten ohne Zustimmung des Bürgerme-isters bis . zur Sit­
zung nicht vervielfältigt oder an Dritte weitergegeben werden. Im Übrigen 
und insbesondere für Beratungsunterlagen für nichtöffentliche Sitzungen gilt 
§ 6. O:· 

.,. § 15 
Verhandlungsfähigkeit und Verhan.dlungsleitung 

(1) Der Gemeinderat kann nur in einer ordnungsgemäß einberufenen und gelei­
teten Sitzung beraten und beschließen. 

(2) Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Verhandlungen des Gemein­
derats. Die Sitzung wird geschlossen, wenn sämtliche'Verhan'dlungsgegens­
tände erledigt sind oder wenn die Sitzung wegen Beschlussunfähigkeit des 
Gemeinderats oder aus anderen dringenden Gründen vorzeitig abgebrochen 
werden muss. 

§ 16 
·Handhabung der Ordnung, Hausrecht 

(1) Der Vorsitzende handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus. Er kann 
Zuhörer, die den geordneten Ablauf der Sitzung stören, zur Ordnung ruf�Jl 
und erforderlichenfalls aus dem

. 
?itzungsraum weisen. v· 

(2) Gemeinderäte können bei grober:Ungebühr oder bei wiederholten Verstößen 
gegen die Ordnung vom Vorsitzenden aus dem Beratungsraum verwiesen 
werden; mit dieser Anordnung .ist der. Verlust des Anspruchs auf die auf den 
Sitzungstag entfallende Entschä:digü.ng verbunden. Bei wiederholter grober 
Ungebühr oder wiederholten Verstößen gegen die Ordnung kann der Ge­
meinderat ein Mitglied für mehrere, höchstens jedoch für sechs Sitzungen 
ausschließen. Entsprechendes" gilt fÜr sachkundige Einwohner, die zu den 
Beratungen zugezogen sind. 
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§ 17 
Verhandlungsablauf, Änderung der Tagesordnung durch den Gemeinderat 

(1) .Oie Gegenstände werden in der Reihenfolge der Tagesordnung verhandelt, 
sofern der Gemeinderat im Einzelfall nichts anderes beschließt. -

(2) Die nachträgliche Aufnahme von Gegenständen in die Tagesordnung für die 
öffentliche Sitzung ist, von Notfällen abgesehen, während der Sitzung nicht 
möglich. In nichtöffentlichen Sitzungen kann ein Verhandlungsgegenstand, 

. i von Notfällen abgesehen, nur durch einstimmigen Beschluss aller Mitglieder 
„ · ·  

des Gemeinderats nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt wer� en. 

_, 

(�) Der Gemeinderat kann. auf Antrag die Verhandlung über einen Gegenstand 
il.() vertagen. Wird ein solcher Antrag angenommen, so finden eine zweite Bera-

- tung und die Beschlussfassung in einer aideren Sitzung statt. · 

(4) Die Beratung ist beendet, wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen . 
(5) Der Gemeinderat kann auf Antrag jederzeit die Aussprache über einen Ver­

handlungsgegenstand schließen (Schlussantrag) . Wird ein solcher Antrag 
angenommen, ist die Aussprache abzubrechen und Beschluss zu fassen. 
Über einen Schlussantrag kann erst abgestimmt werden, wenn jede Fraktion 
und die keiner Fraktion. angehörenden Gemeinderäte Gelegenheit hatten, zur 

Sache zu sprechen. 

§ 18 
Vortrag, beratende Mitwirkung im Gemeinderat 

(1) Den Vortrag im Gemeinderat hat der Vorsitzende. Er kann den Vortrag ei­
nem Beamten oder Angestellten der Gemeinde oder anderen Personen ü­
bertragen. 

· 

(2) Der Bürgermeister kann unbeschadet des weiterhin bestehenden Recbts des 
Gemeinderats sachkundige Einwohner und Sachverständige zu den Bera­()!ungen einzelner Angelegenheiten 211ziehen. 

(3) Der Vorsitzende kann, auf Verlangen des ßemeinderats muss er, Beamte 
oder Angestellte der Gemeinde zu sachvffständigen Auskünften zuziehen. 
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§ 19 
Redeordnung 

(1) Der Vorsitzende eröffnet die Beratung nach dem Vortrag (§ 18.Abs. 1) . Er 
fordert zu Wortmeldungen auf .und erteilt das Wort grundsätzlich in der Rei­
henfolge der Meldungen. Bei gleichzeitiger Wortmeldung bestimmt er die 
Reihenfolge. Ein Teilnehmer an der Verhandlung darf das Wort erst ergrei­
fen, wenn es ihm vom Vorsitzenden erteilt ist. 

(2) Außer der Reihe wird das Wort erteilt zur Stellung von Anträgen zur Ge­
schäftsordnung (§ 21) und zur Berichtigung eigener Ausführungen. 

(3) Kurze Zwischenfragen an den jeweiligen Redner sind mit dessen und des 
Vorsit_zenden Zustimmung zulässig. .Q) 

(4) Der Vorsitzende kann nach jedem Redner das Wort ergreifen; er kann eben­
so dem Vortragenden oder„ zugezogenen sachkundigen Einwohnern und 

Sachverständigen jederzeit das Wort erteilen oder sie zur Stellungnahme 
auffordern. 

(5) Für die Beratung eines bestimmten Gegenstandes kann der Gemeinderat die 
Dauer der Beratung und die Redezeit beschränken. 

(6) Ein Redner darf nur vom Vorsitzenden und nur zur Wahrnehmung seiner 
Befugnisse unterbrochen werden. Der Vorsitzende kann den' Redner zur Sa­
che verweisen oder zur Ordnung rufeR. Bei weiteren Verstößen kann ihm der 
Vorsitzende das Wort entziehen. 

§20 
Sachanträge 

(1) Anträge zu einem Verhandlungsgegenstand der Tagesordnung (Sachanträ­
ge) sind vor Abschluss der Beratung über diesen Gegenstand zu stellen. Der 
Vorsitzende kann verlangen, dass Anträge schriftlich abgefasst werden.· 

(2) Anträge, deren Annahme das Vermögen, den Schuldenstand oder �:_:_:;( 
Haushalt der Gemeinde nicht un�rh�blich beeinfh.,1ssen (Finanzanträge) , ins­
besondere eine Ausgabenerhöh0ng oder eine Einnahmesenkung gegenüber 
den Ansätzen des Haushaltspla

.
ris mit- sich bringen würden, müssen einen 

nach den gesetzlichen Bestimmungen durchführbaren Vorschlag für die Auf­
bringung der erforderlichen Mitter·en_thalten. 
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§ 21 
Geschäftsordnungsanträge 

(1) Anträge "Zur Geschäftsordnung" können jederzeit, mit Bezug auf einen be­
stimmten Verhandlungsgegenstand nur bis zum Schluss der Beratung hier­

. über, gestellt werden. 
(2) G�schäftsordnungsanträge unterbrechen die Sachberatung. Außer dem 

Antragsteller und dem Vorsitze.nden erhält je ein Redner der Fraktionen und 
die keiner Fraktion angehörenden Gemeinderäte Gelegenheit; zu einem Ge­
schäftsordnungsantrag zu sprechen. 

(3L Geschäftsordnungsanträge sind insbesondere � ' . 

\„_)a) .der Antrag, ohne weitere Aussprache zur Tagesordnung überzugehen, 
b) · der Schlussantrag (§ 17 Abs. 5), · 

c) der Antrag, die Rednerliste zu schließen, 
d) der Antrag, den Gegenstand zu einem. späteren Zeitpunkt in derselben 

Sitzung erneut zu beraten, 
e) der Antrag, die Beschlussfassung zu vertagen, 
f) der Antrag, den Verhandlungsgegenstand an einen Ausschuss zu ver­

. weisen. 
(4)' Ein Gemeinderat, der selbst zur Sache gesprochen hat, kann Anträge nach 

Abs. 3 Buchst. b) (Schlussantrag) und c) (Schluss der Rednerliste) nicht stel­
len. 

(5) Für den Schlussantrag gilt§ 17 Abs. 5. 
(6) Wird der Antrag auf ·,Schluss der Rednerliste" angenommen, dürfen nur 

noch diejenigen Gemeinderäte zur Sache sprechen, die zum Zeitpunkt der 
Antragstellung auf der Rednerliste vorgemerkt sind. 

-� ' �u §22 
Beschlussfassung, Beschlussfähigkeit 

(1) Im Anschluss an die Beratung wird über die vorliegenden Sachanträge Be­
schluss gefasst. Der Gemeinderat beschließt durch Abstimmungen (§ 23) 
und Wahlen(§ 24) .  

( 2) Der Gemeinderat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller Mit­
glieder am�esend und stimmberechtigt ist. 

"' (3) Bei Befangenheit von mehr als der Hälfte aller Mitglieder ist der Gemeinderat 
beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel aller Mitglieder anwesend und 
s!immberechtigt ist. 
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(4) Ist der Gemeinderat wegen Abwesenheit oder Befangenheit von Mitgliedern 
nicht beschlussfähig, muss eine zweite Sitzung stattfinden, in der er be­
schlussfähig ist, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend und stimmbe­
rechtigt sind; bei der Einberufung der zweiten Sitzung ist hierauf hinzuwei­
sen. Die zweite Sitzung entfällt, wenn weniger als drei Mitglieder stimmbe­
rechtigt sind. 

(5) Ist keine Beschlussfähigkeit des Gemeinderats gegeben, entscheidet der 
Bürgermeister an Stelle des Gemeinderats nach Anhörung der nicht befan­
genen Gemeinderäte.. Ist auch der Bürgermeister befangen, findet § 124 
GemO (Bestellung eines Beauftragten durch die Rechtsaufsichtsbehörde) 
entsprechende Anwendung; dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat ein 
stimmberechtigtes Mitglied für die Entscheidung zum Stellvertreter des/'){-
germeisters bestellt. · \.....:{!!/ 

(6) Bei der Berechnung der , Hälfte bzw. des Viertels aller Mitglieder" nach den 
Abs.ätzen 2 und 3 ist von der Zahl der tatsächlich besetzten Sitze auszuge­
hen. Diese Zahl ergibt sich dadurch, dass von den gesetzlichen Mitgliedern 
bzw. der Zahl der in der Hauptsatzung festgelegten Mitglieder zuzüglich des 
Bürgermeisters (§ 25 GemO) die -Zahl der bei der Wahl nicht 'besetzten Sitze 
(§ 26 Abs. 4 KomWG) sowie die Zahl der Sitze, die nach Ausscheiden eines 
Gemeinderats durch Nachrücken nicht mehr besetzt werden können, abge-
zogen wird. 

· 

(7) Der Vorsitzende hat sich vor der _Beschlussfassung über jeden Verhand­
lungsgegenstand zu überzeugen, ·ob der Gemeinderat beschl.ussfähig ist. 

§23. 
Abstimmungen 

(1) Anträge sind positiv und so zu forniuli�ren, dass sie als Ganzes angenom­
men oder abgelehnt werden k<Snnen. Wird ein Antrag in ein e Frage gekleidet, 
ist sie so zu stellen, dass sie mit Ja oder Nein beantwortet werden kanq . ..,0-
ber Anträge zur Geschäftsord_n,ung (§ 21) wird vor Sachanträgen (§ 2o�Ju­
gestimmt. Bei Geschäftsordryurig.s�nträgen wird über diejenigen, die der 
sachlichen Weiterbehandlung .am. :meisten entgegenstellen, zuerst abge­
stimmt. Über Änden.,mgs- uncf Erganzungsanträge zur Sache wird vor dem 
Hauptantrag abgestimmt. Als:Ha�p_tantrag gilt der Antrag des Vertragenden 
(§ 18 Abs. 1) oder eines Ausschusses. liegen mehrere Änderungs- und Er­
gänzungsanträge zu der gleichen Sache vor, so wird jeweils über denjenigen 
zunächst abgestimmt, der am·weitesten von dem Hauptantrag abweicht. · 

(2) Die Beschlüsse werden mit Stimmen mehrheit gefasst. Stimmenthaltungen 
werden bei der Ermittlung der Mehrheit nicht berücksichtigt. Der Bürgermeis­
ter hat Stimmrecht; bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 
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(3) Der Gemeinderat stimmt in der Regel offen durch Handhebung ab. Der Vor­
sitzende stellt die Zahl der Zustimmungen, der Ablehnungen und der Stimm­
enthaltungen fest. Ist einem Antrag nicht widersprochen worden, ·kann er 

. dessen Annahme ohne förmliche Abstimmung feststellen. Bestehen über das 
Ergebnis der Abstimmung Zweifel, kann der Vorsitzende die Abstimmung 
wie.derholen lassen. Ist namentliche Abstimmung beschlossen, geschieht sie 
durch Namensaufruf der StimlT\berechtigten in der Buchstabenfolge. Der Auf­
ruf beginnt bei jeder namentlichen Abstimmung mit einem anderen Buchsta-
ben des Alphabets. 

-

(4) ..• Der Gemeinderat kann auf Antrag beschließen, dass ausnahmsweise ge­(_) eim mit Stimmzettein abgestimmt wird. Das Verfahren richtet sich nach den 
Bestimmungen in § 24 Aos. 2. 

§24 
Wahlen 

(1) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen ge­
wählt werden, wenn kein Mitglied des Gemeinderats widerspricht. Der Bür-

- germeister hat Stimmrecht. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen 
der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird eine solche Mehrheit 
bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den beiden Bewerbern mit den 
meisten Stimmen Stichw�hl statt, bei der die einfache Stimmenmehrheit ent­
scheidet: Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Steht nur ein Bewerber 
zur Wahl, findet im Falle des Satzes 4 ein zweiter Wahlgang statt, für den 

Satz 3 gilt. Der zweite Wahlgang soll frühestens eine Woche nach dem ers­
ten Wahlgang durchgeführt werden. 

( 2) Die Stimmzettel sind vom Vorsitzenden bereitzuhalten. Sie werden verdeckt 
oder gefaltet abgegeben. Der Vorsitzende ermittelt unter Mithilfe eiries vom 

(Qemeinderat bestellten Mitglieds oder eines Gemeindebediensteten das 
Wahlergebnis und gibt es dem Gemeinderat bekannt. 

(3) Ist das Los zu ziehen, so hat der Gemeinderat hierfür ein Mitglied zu 
bestimmen. Der Vorsitzende oder in seinem Auftrag der Schriftführer stellt in 
Abwesenheit des zur Losziehung bestimmten Gemeinderats die Lose her. 
Der Hergang der Losziehung ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

1-- 1 
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· n §25 
. .  

Ernennung, Einstellung und .Entlassung der Gemeindebediensteten 
1 / 

(1) Der Gemeinderat entscheidet im Einvernehmen mit dem Bürgermeister über 
die Ernennung, Einstellung und Entlassung der Gemeindebediensteten; das 
Gleiche gilt für die nicht nur vorübergehende Übertragung einer anders be­
werteten Tätigkeit bei einem Angestellten oder Arbeiter sowie für die Fest­
setzung der Vergütung oder des Lohnes, sofern kein Anspruch auf Grund ei­
nes Tarifvertrages besteht. Kommt es zu keinem Einvernehmen, entscheidet 
der Gemeinderat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen der an­
wesenden Mitglieder allein. Der Bürgermeister ist zuständig, soweit der Ge­
meinderat ihm die Entscheidung überträgt oder diese zur laufenden Verr ""�: 
tung gehört. \.dP 

(2) Über die Ernennung und Anstellung der Gemeindebediensteten ist durch 
Wahl Beschluss zu fassen; cras Gleiche gilt für die nicht nur vorübergehende 
Übertragung einer höher bewerteten Tätigkeit bei einem Angestellten oder 
Arbeiter. 

§26 
Persönliche Erklärungen 

(1) Zu einer kurzen ,persönlichen Erklärung" erhält das Wort 
a) jedes Mitglied des Gemeinderats, um seine Stimmabgabe zu begründen. 

Die Erklärung· kann nur unmittelbar nach der Abstimmung abgegeben 
werden; 

· 

b) wer einen während der Verhandlung gegen ihn erhobenen Vorwurf ab� 
wehren oder wer eigene Ausführungen oder deren unrichtige Wiederga­
be durch andere .Redner richtig stellen will. Die Erklärung kann nach Er­
ledigung eines Verhandlungsgegenstands (Beschlussfassung, Verta-
gung, Übergang zur Tagesordnung) abgegeben werden. , . ...._,� 

(2) Eine Aussprache über ,persönijc�e· E·rklärungen" findet nicht statt. V' 
·,. , . 
§21' 

. Fragestunde 

(1) Einwohner und die ihnen gleJchgestellten Personen und Personenvereini­
gungen nach § 10  Abs. 3 und 4 :GemO können bei öffentlichen Sitzungen 
des Gemeinderats Fragen zu Gemeindeangelegenheiten stellen oder Anre­
gungen und Vorschläge unterbreiten (Fragestunde) . 

(2) Grundsätze für die Fragestunde: 
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a) Die Fragestunde findet in der Regel am Beginn jeder öffentlichen Sitzurig 
statt. Ihre Dauer soll 60 Minuten nicht überschreiten. 

· 

b) Jeder Frageberechtigte im Sinne des Absatzes 1 darf in einer Frage­
stunde zu nicht mehr als zwei Angelegenheiten Stellung nehmen und 
Fragen stellen. Fragen, Anregungen und Vorschläge müssen kurz ge­
fasst sein und sollen die Dauer von drei Minuten nicht überschreiten. 

c) .Zu den gestellten Fragen, Anregungen und Vorschlägen nimmt der 
Vorsitzende Stellung. Kann zu einer Frage nicht sofort Stellung 
genommen wer.den, so wird die Stellungnahme in der folgenden 
Fragestunde abgegeben. Ist dies nicht möglich, teilt der Vorsitzende dem 

.. Fragenden den Zeitpunkt der Stellungnahme rechtzeitig mit. Widerspricht 
() der Fragende nicht, kann die Antwort auch schriftlich gegeben werden. 

Der Vorsitzende kann unter den Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 Satz _ 

2 GemO von einer Stellungnahme absehen, insbesondere in Personal-, 
Grundstücks-, Sozialhilfe- und Abgabensachen sowie in 
Angelegenheiten aus dem Bereich der Sicherheits- und 
Ordnungsverwalturig. 

§28 
Anhörung· 

(1) Der Gemeinderat kann betroffenen Personen und Personengruppen Gele­
genheit geben, ihre Auffassung im Gemeinderat vorzutragen (Anhörung) . 
Über die Anhörung im Einzelfall entScheidet der Gemeinderat auf Antrag des 
Vorsitzenden, eines Gemeinderats oder betroffener Personen und Perso­
nengruppen. 

(2) Die Anhörung ist öffentlich. Unter den Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 Satz 
2 GemO kann die Anhörung nichtöffentlich durchgeführt werden. Der Ge­
meinderat kann die Anhorung auch in Angelegenheiten, für die er zuständig 
ist, einem Ausschuss übertragen. · 

(�) ie Anhörung fi�det vor Beginn einer Sitzung des Gemeinderats oder inner­
nalb einer Sitzung vor Beginn der Beratung über die Anzuhörenden betref­
fende Angelegenheit statt. Hierüber entscheidet der Gemeinderat im Einzel-

" fall. 

;). 

(4) Ergibt sich im laufe der Beratungen des Gemeinderats eine neue Sachlage, · 

kann der Gemeinderat eine erneute Anhörung beschließen. Die Beratung 
wird zuvor unterbrochen 
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IV. Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren und durch 
Offenlegung 

§ 29· 
. Schriftliches Verfahren 

Über Gegenstande einfacher Art kann im schriftlichen Verfahren beschlossen 
werden." Der Antrag, über den im schriftlichen Verfahren beschlossen werden · 

soll, wird gegen Nachweis und mit Angabe der Widerspruchsfrist allen Gemein­
deräten entweder nacheinander in einer Ausfertigung oder gleichzeitig in je 
gleich lautenden Ausfertigungen zugeleitet. Er ist angenommen, wenn kein Mit­
glied widerspricht. 

· -(.:.�i: 
§30 

"Offenlegung 

(1) Über Gegenstände einfacher Art kann im Wege der Offenlegung beschlos­
sen werden. Die Offenlegung kann in einer Sitzung und außerhalb einer sol­
chen geschehen. 

( 2) Bei Offenlegung in einer Sitzung sind die zur Erledigung vorgesehenen Ge­
genstände in einem besonderen Abschnitt der Tagesordnung aufzuführen. 
Ein Antrag ist angenommen, wenn ihm während der Sitzung nicht widerspro-
chen wird. · · 

(3) Bei Offenlegung außerhalb einer Sitzung sind die Gemeinderäte darauf hin­
zuweisen, dass die· Vorlage auf dem Rathaus aufliegt; dabei ist eine Frist zu 
setzen, innerhalb der dem Antrag widersprochen werden kann. Wird fristge­
recht kein Widerspruch erhoben, .ist-der Antrag ang�nommen. 

/-� \.)'D 
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V. Nieders�hrift 

§ 3 1  
Inhalt der Niederschrift 

(1 r' Üb�r den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen des Gemeinderats ist eine 
Nie� erschrift zu fertigen; sie. muss insbesondere Tag, Ort, Beginn und Ende 
der Sitzung, den Namen des V9rsitzenden, die Zahl der anwesenden und die 
Namen der abwesenden Gemeinderäte·unter Angabe des Grundes der Ab­
wesenheit; die Gegenstände der Verhandlung, die Anträge, die Abstim­
mungs- und Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse enthalten. 

(i,�ei Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren (§ 29) oder durch Offenle-
gung (§ 30) gilt Absatz 1 entsprechend. · 

(3) Der Vorsitzende und jedes Mitglied können im Einzelfall verlangen, .dass ihre 
Erklärung oder Abstimmung in der Niederschrift festgehalten wird. 

§32 
Führung der Niederschrift 

. ( 1) Die Niederschrift wird vom Schriftführer geführt. Sofern der Bürgermeister 
keinen besonderen Schriftführer bestellt, ist er Schriftführer.. 

(2) Die Niederschriften über öffentliche und über nichtöffentliche Sitzungen sind 
getrennt zu führen. 

(3) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden, von zwei Gemeinderäten, die an der . 
Verhandlung teilgenommen haben, und vom Schriftführer zu unterzeichnen. 
Ist kein besonderer Schriftführer bestellt, so unterzeichnet der Bürgermeister 
als „Vorsitzender und Schriftführer". 

,r- ) t.._J §33 
Anerkennung der Niederschrift 

(1) Die Niederschrift über öffentliche Sitiungen wird durch Zuleitung je einer 
Mehrfertigung an alle Mitglieder spätestens innerhalb eines Monats zur 
Ken ntnis des Gemeinderats gebracht. 

( 2) Die Nied�rschrift über nichtöffentliche Sitzungen ist in der Regel in der 
nächsten ·Sitzung, spätestens innerhalb eines Monats, durch Auflegen zur 
Kenntnis des Gemeinderats zu bringen. 

(3) Über gie gegen die Niederschrift eingebrachten Einwendungen entscheidet 
der· Gemeinderat. 
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§ 34 
Einsichtnahme in die Niederschrift . 

( 1) Die Gemeinderäte können jederzeit in die Niederschrift über die öffentlichen 
und über die nichtöffentlichen Sitzungen Einsicht nehmen. 

( 2) Die Einsichtnahme in die Niederschrift über die öffentlichen Sitzungen ist 
auch den Einwohnern gestattet. 

( �- '11 

. J 
„ 
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VI. Geschäftsordnung der Ausschüsse 

§ 35 
Anwendung der Geschäftsordnung des Gemeinderats 

Oie Geschäftsordnung des Gemeinderats findet auf die beschließenden und 
beratel"!den Ausschüsse mit folgender Maßgabe Anwendung: 

a) Vorsitzender der beschließenden Ausschüsse ist der Bürgermeister. Er 
kann einen seiner Stellvertreter oder, wenn alle Stellvertreter verhindert 
sind, ein Mitglied des Ausschusses, das Gemeinderat ist, mit seiner Ver-

I '· 
tretung beauftragen. 

· 

\.._ ... b) Den Vorsitz in den beratenden Ausschüssen führt der· Bürgermeister. Er 
kann einen seiner Stellvertreter oder ein Mitglied des Ausschusses, das 
Gemeinderat ist, mit seiner Vertretung beauftragen. 

c) In ·die beschließenden Ausschüsse können durch den Gemeinderat 
sachkundige Einwohner widerruflich als beratende · Mitgiieder berufen 
werden; sie sind ehrenamtlich tätig, ihre Zahl darf die der Gemeinderäte 
in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 

d) In die beratenden Ausschüsse können durch den Gemeinderat sachkun­
dige Einwohner widerruflich als Mitglieder berufen werden; sie sind eh­
renamtlich tätig, ihre Zahl darf die der Gemeinderäte in den einzelnen 

Ausschüssen nicht erreichen. 
e) Sitzungen der beschließenden Ausschüsse, die der Vorberatung von 

Angelegenheiten, deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, 
dienen, und Sitzungen der beratenden Ausschüsse sind in der Regel 
nichtöffentlich. 

f) Wird ein beschließender Ausschuss wegen Befangenheit beschlussun- · 

fähig, entscheidet an seiner Stelle der Gemeinderat. Wird ein beratender 
Ausschuss aus demselben Grund beschlussunfähig, entscheidet der 

', Gemeinderat ohne Vorberatung. \ . -1J) Die an der Teilnahme. einer Sitzung verhinderten Mitglieder von Aus­
schüssen haben ihre Stellvertreter rechtzeitig zu verständigen und ihnen 
Einladung und Tagesordnung zur Sitzung zu übergeben. Haben sich 
Mitglieder der Ausschüsse krank oder in Urlaub gemeldet, sorgt der Vor­
sitzende für die Einladung der Stellvertreter. 

.-.., 21  
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VII .. Schlussbestimmung 

§ 36 
In-Kraft-treten 

Diese Geschäftsordnung tritt am 01.04.�901 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ge- · , 

schäftsordnung vom 30.05.1990 mit ihren Anderungen außer Kraft. 1 
1 
1 1 � 

� 0 
„ 

Schutterwald, den 07.03.2001 

- ""'<:..:.,,, 0 ''-.._b 

,_ 
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Änderung der Geschäftsordnung für den Gemeinderat 

§1 

'R 2A. ,,t'l. /(' 
Top � Ö 
Aa...t..y. 2 

Nach Be�chlus$ des Qymein.derates am 29.09.04 erhält § 2 Absat� 1 der Geschäftsordnung für 
den Gemeinderat voin 07.03.2001 foigenden Wortlaut: 

. . 

„§ 2 Mitgliedervereinigungen 
(1) Die Gemeinderäte können sich zu Mitgliedervereinigungen (Fraktionen) zusammen­

schließen. Eine Fraktion muss einschließlich etwaiger ständiger Gäste aus mindestens 
zwei Gemeinderäten bestehen. " 

§2 

Diese Änderung tritt ab 29.09.2004 in Kraft. 



/ 

( 

Grün =Änderungen gegenüber der bisherigen Ge­
schäftsO 

Gemeinde: 
Landkreis: 

SCHUTTERWALD 
ORTENAUKREIS . 

fi>� 2�. l'Z, ,,L' 
ToP r ;,„ 
A. c. "'" J 

Aufgrund des § 36 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Baden-Württem berg - GemO - hat 
s ich der Gemeinderat am 21.12.2016 folgende 

Geschäftsordnung 

gegeben: 

1. Allgemeine Bestimm ungen 

§ 1 Zusammensetzung des Gemeinderats, Vorsitzender 
( 1 ) Der Gemeinderat besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzendem und d�n ehrenamtli­
chen M itgl iedern (Gemeinderäte). 

(2) Bei tatsächlicher oder rechtlicher Verhinderung des Bürgermeisters führen seine Stel lver­
treter im Sinne des § 48 Gemü den Vorsitz. 

§ 1 a Ältestenrat 
(1)  Dem Ältestenrat gehören außer dem Bürgermeister als Vorsitzendem die Bürgermeister­
stel lvertreter und die Fraktionsvorsitzenden der im Gemeinderat vertretenen Parteien und 
Wählervereinigungen an. Ist ein Fraktionsvorsitzender g leichzeitig Bürgermeisterstellvertre­
ter, dann gehört auch der stellvertretenden Fraktionsvorsitzende dieser Fraktion dem Ältes-

l tenrat an. 

(2) Der Ältestenrat wird vom Bürgermeister bei Bedarf einberufen. Er berät ihn in Fragen der 
Tagesordnung und des Gangs der Verhandlungen des Gemeinderates. 

(3) Für. den Geschäftsgang gelten die Vorschriften über die beschließenden Ausschüsse 
entsprechend. 

§ 2 Fraktionen 
(1)  Die Gemeinderäte können sich nach § 32a GemO zu Fraktionen zusammenschließen.  
Eine Fraktion muss aus mindestens zwei Gemeinderäten bestehen .  Jeder Gemeinderat 
kann nur e iner Fraktion angehören.  

(2) Die Fraktionen wirken bei  der Wil lensbildung und Entscheidungsfindung des Gemeinde­
rats mit. Sie dürfen insoweit ihre Auffassungen öffentlich darstellen. Ihre innere Ordnung 
m uss demokratischen und rechtsstaatl ichen Grundsätzen entsprechen .  

(3) Jede Fraktion teilt ihre Gründung, Bezeichnung, M itgl ieder, d ie  Namen des Vorsitzenden 
und seiner Stellvert.reter sowie ihre Auflösung den:i Bürgermeister mit. 
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(4) Die Bestimmungen des § 6 über die Pfl icht zur Verschwiegenheit gelten für Fraktionen 
entsprechend. 

I I .  Rechte und Pflichten der Gemeinderäte und der zur Beratung zu­
gezogenen Einwohner und Sachvers.tändigen 

§ 3 Rechtsstellung der Gemeinderäte 
(1)  Die Gemeinderäte sind ehrenamtlich tätig. 

(2) Der Bürgermeister verpflichtet die Gemeinderäte in der ersten Sitzung öffentlich auf die 
g ewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten. 

(3) Die Gemeinderäte entscheiden im Rahmen der Gesetze nach ihrer freien, nur durch das 
öff�ntliche Wohl bestimmten Überzeugung. An Verpflichtungen und Aufträge, durch die diese 
Freibeit beschränkt wird, sind sie nicht gebunden.  ( 

§ 4 Unterrichtungsrecht, Akteneinsicht, Anfragerecht der Gemeinderäte 
(1)  Eine Fraktion oder ein Sechstel der Gemeinderäte kann in al len Angelegenheiten der 
Gemeinde und ihrer Verwaltung verlangen , dass der Bürgermeister den Gemeinderat unter­
richtet. Ein Viertel der Gemeinderäte kann in Angelegenheiten i .S .v. Satz 1 verlangen, dass 
dem Gemeinderat oder einem von ihm bestel lten Ausschuss Akteneinsicht gewährt wird. In  
dem Ausschuss müssen d ie  Antragstel ler vertreten sein .  

(2) Jeder Gemeinderat kann an den Bürgermeister schriftl iche, elektronische oder in einer 
Sitzung mündliche Anfragen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 stel len. Mündliche Anfragen, 
die mit keinem Punkt der Tagesordnung in Verbindung stehen, sind erst nach Erledigung der 
Tagesordnung zulässig.  

· 

(3) Schriftl iche Anfragen sind, sofern es der Gegenstand der Frage zulässt, innerhalb von 
vier Wochen zu beantworten. Sie können auch am Ende einer Sitzung des Gemeinderats 
vom Bürgermeister mündlich beantwortet werden; können mündliche Anfragen nicht sofort 
beantwortet werden, teilt der Bürgermeister Zeit und Art der Beantwor.tung mit. Werden An- ( 
fragen schriftlich beantwortet, sind die Antworten an alle Fraktionen zu senden . 

(4) Eine Aussprache über Anfragen findet nicht statt. 

(5) Für Anfragen und Antworten ,  die wegen des öffentl ichen Wohls oder wegen berechtigter 
I nteressen Einzelner im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 2 Gema nicht für die Öffentlichkeit be-
stimmt sind, ist eine die. Verschwiegenheit gewährleistete Form zu wahren. 

· 

(6) Die Absätze 1 und 2 gelten n icht bei den nach § 44 Abs. 3 Satz 3 Gema geheim zu hal-
tenden Angelegenheiten .  

· 

§ 5 Amtsführung 
Die Gemeinderäte und d ie zur Beratung zugezogenen Einwohner müssen ihre Tätigkeit un­
eigennützig und verantwortungsbewusst ausüben. Sie sind verpflichtet, an den Sitzungen 
des Gemeinderats teilzunehmen . Bei Verhinderung oder wenn es erforderlich ist, die Sitzung 
vorzeitig zu verlassen, ist der Vorsitzende unter Angabe des Grundes rechtzeitig vor der Sit­
zung zu verständigen. Ist die rechtzeitige Verständigung des Vorsitzenden infolge unvorher­
gesehener Ereign isse n icht möglich, so kann sie nachträglich erfolgen. 
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§ 6 Pfl icht zur Verschwiegenheit 
( 1 ) Die Gemeinderäte sind zur Verschwiegenheit verpfl ichtet über alle Angelegenheiten ,  de­
ren Geheimhaltung gesetzlich vorgeschrieben,  besonders angeordnet oder ihrer Natur nach 
erforderlich ist. Über alle in n ichtöffentlicher Sitzung behandelten Angelegenheiten sind die 
Gemeinderäte und die zur Beratung zugezogenen Einwohner so _ lange zur Verschwiegenheit 
verpfl ichtet, bis sie der Bürgermeister von der Schweigepfl icht entbindet. Dies gi lt nicht für 
Beschlüsse, soweit sie nach § 9 Abs. 3 bekannt gegeben worden sind. 

(2) Ger:neinderäte dürfen die Kenntnis von geheim zu haltenden Angelegenheiten nicht unbe­
fugt verwerten. Gegen d ieses Verbot verstößt insbesondere ,  wer aus der Kenntnis geheim 
zu haltender Angelegenheiten für sich oder Dritte Vortei le zieht oder ziehen wil l .  

§ 7 Vertretungsverbot 
( 1 ) Die Gemeinderäte dürfen Ansprüche und I nteressen eines anderen gegen die Gemeinde 
nicht geltend machen, �oweit sie nicht als gesetzliche Vertreter handeln. Ob die Vorausset­
zungen dieses Verbots vorliegen, e11tscheidet der Gemeinderat. I nsbesondere darf ein dem 
Gemeinderat angehörender Rechtsvertreter ein Mandat gegen die Gemeinde nicht über­
nehmen .  

(2) Auf die zur Beratung zugezogenen Einwohner finden d i e  Bestimmungen des Absatzes 1 
Anwendung, wenn die zu vertretenden Ansprüche oder I nteressen mit der ehrenamtlichen 
Tätigkeit in  Verbindung stehen. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, entscheidet der Bür-
germeister. 

· 

§ 8 Ausschluss wegen Befangenheit 
( 1 )  Ein Gemeinderat oder ein zur Beratung zugezogener Einwohner darf weder beratend 
noch entscheidend mitwirken,  w�nn die Entscheidung einer Angelegenheit ihm selbst oder 
folgenden Personen einen unmittelbaren Vortei l  oder Nachtei l  bringen kann: 
1 .  dem Ehegatten oder dem Lebenspartner nach §1  des Lebenspartnerschaftsgesetzes, 
2 .  einem in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis zum dritten Grad Verwandten oder einem 
durch Annahme an Kindes statt Verbundenen, 
3.  einem in gerader Linie oder in der Seitenl in ie bis zum zweiten Grad Verschwägerten oder 
als verschwägert Geltenden , solange die die Schwägerschaft begründende Ehe oder Leben­
spartnerschaft nach § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes besteht, oder 
4 .  einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person. 

(2) Dieses Mitwirkungsverbot gilt auch, wenn der Gemeinderat oder der zur Beratung zuge­
zogene Einwohner 
1 .  gegen Entgelt bei jemand beschäftigt ist, dem die Entscheidung der Angelegenheit einen 
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann, es sei denn ,  dass nach den tatsächlichen 
Umständen der Beschäftigung anzunehmen ist, dass sich der Gemeinderat deswegen nicht 
in einem I nteressenwiderstreit befindet; 
2.  oder dessen Ehegatte, Lebenspartner nach § 1 des Lebenspartnerschaftsgesetzes, Kin­
der, Eltern , Gesellschafter einer Handelsgesellschaft oder M itg l ied des Vorstands, des Auf­
sichtsrats oder eines gleichartigen Organs eines rechtlich selbständigen Unternehmens sind, 
denen die Entscheidung einen unmittelbaren Vor- oder Nachteil bringen kann.  Ist der. Ge­
meinderat oder der zur Beratung hinzugezogene Einwohner als Vertreter der Gemeinde oder 
auf Vorschlag der Gemeinde Organmitg l ied im Sinne des Satzes 1 ,  besteht kein Mitwir­
kungsverbot; 
3.  Mitg lied eines Organs einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ist, der die Ent­
scheidung der Angelegenheit einen unmittelbaren Vortei l  oder Nachteil bringen kann und die 
n icht Gebietskörperschaft ist, sofern er diesem Organ n icht als Vertreter oder auf Vorschlag 
der Gemeinde angehört, oder 
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· 4. in der Angelegenheit in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat 
oder sonst tätig geworden ist. 

(3) Diese Vorschriften gelten nicht, wenn die Entscheidung nur die gemeinsamen Interessen 
einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe berührt. Sie gelten ferner n icht für Wahlen zu einer 
ehrenamtlichen Tätigkeit. 

(4) Der Gemeinderat und der zur Beratung zugezogene Einwohner, bei dem ein Tatbestand 
vorliegt, der Befangenheit zur Folge haben kann, hat dies vor Beginn der Beratung über die­
sen Gegenstand dem Vorsitzenden m itzuteilen. Entsprechendes gi lt, wenn Anhaltspunkte 
dieser Art während der Beratung erkennbar werden .  Ob ein Ausschließungsgrund vorliegt, 
entscheidet in Zweifelsfällen in Abwesenheit des Betroffenen bei Gemeinderäten der Ge­
meinderat, bei Mitg l iedern von Ausschüssen der Ausschuss, sonst der Bürgermeister. 

5) Wer wegen Befangenheit an der Beratung und Entscheidung n icht mitwirken darf, muss 
die Sitzung verlassen. Bei öffentlicher Sitzung muss er sich in den für die Zuhörer bestimm­
ten Bereich des Sitzungsraumes begeben; bei n ichtöffentlichen Sitzungen muss er auch den 
Sitzungsraum verlassen. 

I I I .  Sitzungen d es Gemeinderats 

§ 9 Öffentl ichkeitsgrundsatz, Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse 
( 1 )  Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich. N ichtöffentlich darf nur verh_andelt wer­
den , wenn es das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner erfordern ; über Ge­
genstände, bei denen d iese Vorc;tussetzungen vorl iegen, muss n ichtöffentlich verhandelt 
werden. Über Anträge aus der Mitte des Gemeinderats, einen Verhandlungsgegenstand ent­
gegen der Tagesordnung in öffentlicher oder nichtöffentlicher Sitzung zu behandeln, wird in 
n ichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden. 

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats hat jedermann Zutritt, soweit es die 
Raumverhältnisse gestatten .  

· 

(3) I n  nichtöffentlicher Sitzung na9h Absatz 1 gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstel-

( 

lung der Öffentlichkeit oder, wenn d ies ungeeignet ist, in der nächsten öffentlichen Sitzung ( \ im Wortlaut bekannt zu geben, soweit n icht das öffentliche Woh l  oder berechtigte Interessen 
Einzelner entgegenstehen . -

§ 1 0  Verhandlungsgegenstände 
( 1 )  Der Gemeinderat verhandelt über Vorlagen des Bürgermeisters, der Ausschüsse und 
über die dazu gestel lten Anträge. 

(2) Ein durch Beschluss des Gemeinderats erledigter Verhandlungsgegenstand wird erst 
erneut behandelt, wenn neue Tatsachen oder neue wesentliche Gesichtspunkte d ies recht-
fertigen . · 

§ 1 1  S itzordnung 
Die Gemeinderäte sitzen nach ihrer Fraktionszugehörigkeit. Kommt keine Einigung zustan­
de, bestimmt der Bürgermeister die Reihenfolge der Fraktionen unter Berücksichtigung ihrer 
zahlenmäßigen Stärke im Gemeinderat. Die Sitzordnung innerhalb der Fraktionen wird von 
deren Vertretern im Gemeinderat festgelegt: Gemeinderäten ,  die keiner Fraktion angehören,  
weist der Bürgermeister den Sitzplatz an. 
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§ 1 2  Einberufung 
( 1 ) Der Gemeinderat ist -einzuberufen,  wenn es die Geschäftslage erfordert; er sol l  jedoch 
m indestens einmal im Monat einberufen werden. Der Gemeinderat muss unverzügl ich einbe­
rufen werden, wenn es ein Viertel der Gemeinderäte unter Angabe des Verhandlungsgegen­
stands beantragt. Die Verhandlungsgegenstände müssen zum Aufgabengebiet des Gemein­
derats gehören. Satz 2 g ilt n icht , wenn der Gemeincferat den g leichen Verhandlungsgegen­
stand innerhalb der letzten sechs Monate bereits behandelt hat. Absatz 2 g i lt entsprechend . 

(2) Der Bürgermeister beruft den Gemeinderat schriftlich oder elektronisch mit angemesse­
ner Frist ein und teilt rechtzeitig, in der Regel mindestens sieben Tage vor dem S itzungstag , 
die Verhandlungsgegenstände m it; dabei werden die für die Verhandlung erforderlichen Un­
terlagen beigefügt (s. § 1 4) .  In  der Regel fi,nden Sitzungen mittwochs statt. In  Notfäl len kann 
der Gemeinderat ohne Frist und formlos (mündlich, fernmündlich oder durch Boten) einberu-
fen werden . 

· 

3) Wird zur Erledigung der Tagesordnung eine Sitzung am nächsten Tag fortgesetzt, so ge- . 
nügt die mündliche Bekanntgabe durch den Bürgermeister als Ein ladung. Gemeinderäte, die 
bei Unterbrechung der Sitzung nicht anwesend waren, sind unverzügl ich zu verständigen . 

(4) Zeit, Ort und Tagesordnung öffentlicher Sitzungen sind rechtzeitig ortsüblich bekannt zu 
geben. 

§ 1 3  Tagesordnung 
(1 ) Der Bürgermeister stellt die Tagesordnung für die Sitzungen auf. 

(2) Auf Antrag einer Fraktion oder eines Sechstels der Gemeinderäte ist ein Verhandlungs­
gegenstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten Sitzung zu setzen.  Die Ver­
handlungsgegenstände müssen zum Aufgabengebiet des Gemeinderats gehören .  Satz 1 g i lt 
n icht, wenn der Gemeinderat den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten 
sechs Monate bereits behandelt hat. . 

(3) Die Tagesordnung enthält Angaben über Beginn und Ort der Sitzung sowie die zur Bera­
tung vorgesehenen Gegenstände, unterschieden nach solchen, über die in öffentl icher und 
solchen, über die in nichtöffentlicher Sitzung zu verhandeln ist. 

(4) Der Bürgermeister kann in dringenden Fällen durch schriftlich (oder elektronisch) auszu­
gebende Nachträge die Tagesordnung erweitern . Er ist berechtigt, Verhandlungsgegenstän­
de bis zum Beginn der Sitzung unter Angabe des Grundes von der Tagesordnung abzuset­
zen .  Dies gi lt n icht für Anträge nach Absatz 2. 

§ 14 Beratungsunterlagen 
( 1 ) Der Einberufung nach § 1 2  fügt der Bürgermeister die für die Verhandlung erforderl ichen 
Unterlagen bei , soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einz;elner ent­
gegenstehen. Die Vorlagen sollen die Sach- und Rechtslage darstellen und möglichst einen 
Antrag enthalten. 

(2) Gemeinderäte dürfen den Inhalt der Beratungsunterlagen öffentlicher S itzungen, ausge­
nommen _personenbezogene Daten oder Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, zur Wahr­
nehmung ihres Amtes gegenüber Dritten und der Öffentl ichkeit bekannt geben . 

(3) Im  Übrigen und insbesondere für Beratungsunterlagen für n ichtöffentliche Sitzungen gilt § 
6. 
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§ 1 5  Verhandlungsfähigkeit und Verhan.dlungsleitung 
( 1 )  Der Gemeinderat kann nur in einer ordnungsgemäß einberufenen und geleiteten Sitzung 
beraten und beschließen. 

(2) Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schl ießt die Verhandlungen des Gemeinderats . Die 
· Sitzung wird geschlossen, wenn sä.mtliche Verhandlungsgegenstände erledigt sind oder 

wenn die Sitzung wegen Beschlussunfähigkeit des Gemeinderats oder aus anderen drin-
genden Gründen vorzeitig abgebrochen werden muss. 

· 

§ 1 6  Handhabung der Ordnung, Hausrecht 
( 1 ) Der Vorsitzende handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus. Er kann Zuhörer, die 
den geordneten Ablauf der Sitzung stören, zur Ordnung rufen und erforderl ichenfalls aus 
dem Sitzungsraum wei.sen. 

(2) Gemeinderäte können bei g rober Ungebühr oder bei wiederholten Verstößen gegen die 
Ordnung vom Vorsitzenden aus dem Beratungsraum verwiesen werden ; mit dieser Anord­
nung ist der Verlust des Anspruchs auf die auf den Sitzungstag entfallende Entschädigung 
verbunden. Bei wiederholter grober Ungebühr oder wiederholten Verstößen gegen die Ord- ( 
nung kann der Gemeinderat ein Mitgl ied für mehrere, höchstens jedoch für sechs Sitzungen 
ausschließen. Entsprechendes gilt für sachkundige Einwohner, die zu den Beratungen zuge-
zogen sind. 

§ 17 Verhandlungsablauf, Änderung der Tagesordnung durch den Gemeinderat 
( 1 )  Die Gegenstände werden in der Reihenfolge der Tagesordnung verhandelt, sofern der 
Gemeinderat im Einzelfall n ichts anderes beschließt. 

(2) Die nachträgliche Aufnahme von Gegenständen in die Tagesordnung ist, von Notfällen 
abgesehen, während der Sitzung nicht möglich. (Hinweis: bisheriger Satz 2 entfällt) 

(3) Der Gemeinderat kann auf Antrag die Verhandlung über einen Gegenstand vertagen. 
Wird ein solcher Antrag angenommen, so finden eine zweite Beratung und die Beschluss­
fassung in einer anderen Sitzung statt. 

(4) Die Beratung ist beendet, wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen. 

(5) Der Gemeinderat kann auf Antrag jederzeit die Aussprache über einen Verhandlungsge­
genstand schließen (Schlussantrag). Wird ein solcher Antrag angenommen, ist die Ausspra­
che abzubrechen und Beschluss zu fassen. Über einen Schlussantrag kann erst abgestim.mt 
werden, wenn jede Fraktion und die keiner Fraktion angehörenden Gemeinderäte Gelegen­
heit hatten •. zur Sache zu sprechen. 

§ 18 Vortrag, beratende Mitwirkung im Gemeinderat 
(1 ) Den Vortrag im Gemeinderat hat der Vorsitzende. Er kann den Vortrag einem Beamten 
oder Angestellten der Gemeinde oder anderen Personen übertragen.  

(2) Der Bürgermeister kann ,  unbeschadet des weiterhin bestehenden Rechts des Gemeinde­
rats, sachkundige Einwohner und Sachverständige zu den Beratungen einzelner Angelegen­
heiten zuziehen. 

(3) Der Vorsitzende kann, auf Verlangen des Gemeinderats muss er, Beamte oder Angestell­
te der Gemeinde zu sachverständigen Auskünften zuziehen. 
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§ 1 9  Redeordnung . 
(1 ) Der Vorsitzer)de eröffnet die Beratung nach dem Vortrag (§ 1 8  Abs. 1 ). Er fordert zu 
Wortmeldungen auf und erteilt das Wort grundsätzlich in der Reihenfolge der Meldungen. Bei 
gleichzeitiger Wortmeldung bestimmt er die Reihenfolge. Ein Teilnehmer an der Verhandlung 
darf das Wort erst ergreifen,  wenn es ihm vom Vorsitzenden erteilt ist. 

(2) Außer der Reihe wird das Wort erteilt zur Stel lung von Anträgen zur Geschäftsordnung (§ 
2 1 )  und zur Berichtigung eigener Ausführungen. 

(3) Kurze Zwischenfragen an den jeweiligen Redner sind m it dessen und des Vorsitzenden 
Zust immung zulässig .  

· 

(4) Der Vorsitzende kann nach jedem Redner das Wort ergreifen; er kann ebenso dem Vor­
tragenden oder zugezogenen sachkundigen Einwohnern und Sachverständigen jederzeit 
das Wort erteilen oder sie zur Stel lungnahme auffordern . 

(5) Für die Beratung e ines bestimmten Gegenstandes kann der Gemeinderat die Dauer der 

( Beratung und die Redezeit beschränken. 

(Hinweis: bisheriger Abs. 6 entfäl lt) 

§ 20 Sachanträge . 
( 1 )  Anträge zu einem Verhandlungsgegenstand der Tagesordnung (Sachanträge) sind vor 
Abschluss der Beratung über diesen Gegenstand zu stel len. Der Vorsitzende kann verlan-
gen, dass Anträge schriftlich abgefasst werden. 

· 

(2) Anträge, deren Annahme das Vermögen, den Schuldenstand oder den Haushalt der Ge­
meinde n icht unerheblich beeinflussen (Finanzanträge), insbesondere eine Ausgabenerhö­
hung oder eine· Einnahmesenkung gegenüber den Ansätzen des Haushaltsplans mit sich 
bringen würden ,  müssen einen nach den gesetzlichen Bestimmungen durchführbaren Vor­
schlag für die Aufbringung der erforderlichen Mittel enthalten .  

§ 21 Geschäftsordnungsanträge 
( 1 ) Anträge "Zur Geschäftsordnung" können jederzeit, m it Bezug auf einen bestimmten Ver­
handlungsgegenstand nur bis zum Schluss der Beratung hierüber, gestellt werden. 

(2) Geschäftsordnungsanträge unterbrechen die Sachberatung. Außer dem Antragstel ler und 
dem Vors itzenden erhält je ein Redner der Fraktionen und die keiner Fraktion angehörenden 
Gemeinderäte Gelegenheit, zu einem Geschäftsordnungsantrag zu sprechen . 

(3) Geschäftsordnungsanträge sind insbesondere 
a) der Antrag , ohne weitere Aussprache zur Tagesordnung überzugehen, 
b) der Schlussantrag (§ 1 7  Abs. 5), 
c) der Antrag, die Rednerliste zu schl ießen, 
d) der Antrag , den Gegenstand zu einem späteren Zeitpunkt in derselben Sitzung erneut zu 
beraten,  
e)  der Antrag, die Beschlussfassung zu vertagen , 
f) der Antrag, den Verhandlungsgegenstand an einen Ausschuss zu verweisen. 

(4) Ein Gemeinderat, der selbst zur Sache gesprochen hat, kann Anträge nach Abs. 3 
Buchst. b) (Schlussantrag) und Buchst. c) (Schluss der Rednerliste) n icht stel len. 

(5) Für den Schlussantrag gilt § 1 7  Abs. 5. _ 
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(6) Wird der Antrag auf „Schluss der Rednerliste" angenommen, dürfen nur noch d iejenigen 
Gemeinderäte zur Sache sprechen, die zum Zeitpunkt der Antragstellung auf der Rednerl iste 
vorgemerkt sind. 

§ 22 Beschlussfassung, Beschlussfähigkeit 
( 1 )  Im Anschluss an die Beratung wird über die vorl iegenden Sachanträge Beschluss ge­
fasst. Der Gemeinderat beschließt durch Abstimmungen (§ 23) und Wahlen (§ 24) . 

(2) Der Gemeinderat ist beschlussfähig ,  wenn mindestens die Hälfte aller Mitglieder anwe­
send und stimmberechtigt ist. 

· 

(3) Bei Befangenheit von mehr als der Hälfte aller Mitg lieder ist der Gemeinderat beschluss­
fähig, wenn mindestens ein Viertel aller Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. 

(4) Ist der Gemeinderat wegen Abwesenheit oder Befangenheit von Mitgl iedern n icht be­
schlussfähig,  muss eine zweite Sitzung stattfinden, in der er beschlussfähig ist, wenn ·m in­
destens drei Mitglieder anwesend und stimmberechtigt sind; bei der Einberufung der zweiten 
Sitzung ist h ierauf hinzuweisen. Die zweite Sitzung entfällt, wenn weniger als drei Mitglieder ( 
stimmberechtigt sind. 

(5) Ist keine Beschlussfähigkeit des Gemeinderats ·gegeben, entscheidet der Bürgermeister 
an $teile des· Gemeinderats nach Anhörung der nicht befangenen Gemeinderäte. Ist auch 
der Bürgermeister befangen, findet § 1 24 GemO (Bestellung ·eines Beauftragten durch die 
Rechtsaufsichtsbehörde) entsprechende Anwendung·; dies gi lt n icht, wenn der Gemeinderat 
ein stimmberechtigtes .Mitg l ied für die Entscheidung zum Stellvertreter des Bürgermeisters 
bestellt. 

(6) Bei der Berechnung der "Hälfte bzw. des Viertels aller Mitgl ieder" nach den Absätzeri 2 · 

und 3 ist von der Zahl der tatsächlich besetzten Sitze auszugehen. Diese Zahl ergibt sich 
dadurch, dass von den gesetzlichen Mitgliedern bzw. der Zahl der in der Hauptsatzung fest­
gelegten Mitgl ieder zuzüglich des Bürgermeisters (§ 25 GemO) die Zahl der bei der Wahl  
nicht besetzten Sitze (§ 26 Abs. 4 KomWG) sowie d ie Zahl der Sitze, d ie nach Aussc.heiden 
eines Gemeinderats durch Nachrücken n icht mehr besetzt werden können , abgezogen wird .  

(7) Der Vorsitzende hat sich vor der Beschlussfassung über jeden Verhandlungsgegenstand ( , zu überzeugen , ob der Gemeinderat beschlussfähig ist. 

§ 23 Abstimmungen 
( 1 )  Anträge sind positiv und so zu formul ieren, dass sie als Ganzes angenommen oder abge­
lehnt werden können. Wird ein Antrag in eine Frage gekleidet, ist sie so zu stellen , dass sie 
mit Ja oder Nein beantwortet werden kann.  Über Anträge zur Geschäftsordnung (§ 2 1 )  wird 
vor Sachanträgen (§ 20) abgestimmt. Bei Geschäftsoronungsanträgen wird über diejenigen, 
die der sachl ichen Weiterbehandlung am meisten entgegenstehen, zuerst abgestimmt. Über 
Änderungs- und Ergänzung.santräge zur Sache wird vor dem Hauptantrag abgestimmt. Als 
Hauptantrag gi lt der Antrag des Vortragenden (§ 1 8  Abs. 1 )  oder eines Ausschusses. liegen 
mehrere Änderungs- und Ergänzungsanträge zu der gleichen Sache vor, so wird jeweils 
über denjenigen zunächst abgestimmt, der am weitesten von dem Hauptantrag abweicht. 

(2) Die Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. Stimmenthaltungen werden bei 
der Ermittlung der Mehrheit n icht berücksichtigt. Der Bürgermeister hat Stimmrecht; bei 
Stimmeng leichheit ist der Antrag abgelehnt. 

(3) Der Gemeinderat stimmt in der Regel offen durch Handhebung ab. Der Vorsitzende stellt 
die Zahl d�r Zustimmungen, der Ablehnungen und der Stimmenthaltungen fest. Ist einem 
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Antrag n icht widersprochen worden, kann er dessen Annahme ohne förml iche Abstimmung 
feststel len. Bestehen über das Ergebnis der Abstimmung Zweifel ,  kann der Vorsitzende die 
Abstim mung wiederholen lassen. Ist namentliche Abstimmung beschlossen, geschieht sie 
durch Namensaufruf der Stimmberechtigten in der Buchstabenfolge. Der Aufruf beginnt bei 
jeder namentlichen Abstimmung mit einem anderen Buchstaben des Alphabets . 

(4) Der Gemeinderat kann auf Antrag beschl ießen, dass ausnahmsweise geheim m it Stimm­
zetteln abgestimmt wird . Das Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen in § 24 Abs. 2. 

§ 24 Wahlen 
(1) Wahlen werden geheim mit Stimmzette ln vorgenommen; es kann offen gewählt werden, 
wenn kein Mitgl ied des Gemeinderats widerspricht. Der Bürgermeister hat Stimmrecht. Ge­
wählt ist, wer mehr als die Hälfte der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten 
hat. Wird eine solche Mehrheit bei der Wahl  n icht erreicht, findet zwischen den beiden Be­
werbern m it den meisten Stimmen Stichwahl statt, bei der die einfache Stimmenmehrheit 
entscheidet. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Steht nur ein Bewerber zur Wahl  
und erreicht dieser nicht mehr a ls die Hälfte der Stimmen der anwesenden Stimmberechtig­
ten, findet ein zweiter Wahlgang statt; auch im zweiten Wahlgang ist mehr als d ie Hälfte der 
Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erforderl ich. Der zweite Wahlgang soll frühes-
tens eine Woche nach dem ersten Wahlgang durchgeführt werden. 

· 

(2) Die Stimmzettel sind vom Vorsitzenden bereitzuhalten. Sie werden verdeckt oder gefaltet 
abgegeben. Der Vorsitzende erm ittelt unter Mithi lfe eines vom Gemeinderat bestel lten Mit­
g l ieds oder eines Gemeindebediensteten das Wahlergebnis und gibt es dem Gemeinderat 
bekannt. 

· 

(3) Ist das Los zu ziehen, so hat der Gemeinderat h ierfür ein Mitglied zu bestimmen. Der 
Vorsitzende oder in seinem Auftrag der Schriftführer stellt in  Abwesenheit des zur Loszie­
hung bestimmten Gemeinderats die Lose her. Der Hergang der Losziehung ist in die N ieder­
schrift aufzunehmen. 

§ 25 Ernennung, Einstellung und Entlassung der Gemeindebediensteten 
(1) Der Gemeinderat entscheidet im Einvernehmen mit dem Bürgermeister über die Ernen­
nung, E instellung und Entlassung der Gemeindebediensteten; das Gleiche g i lt für die n icht 
nur vorübergehende Übertragung einer anders bewerteten Tätigkeit bei einem Arbeitnehmer 
sowie für die Festsetzung des Entgelts, sofern kein Anspruch auf Grund eines Tarifvertrages 
besteht. Kommt es zu keinem Einvernehmen, entscheidet der Gemeinderat mit einer Mehr­
heit von zwei Dritteln der Stimmen der anwesenden Mitg lieder al lein. Der Bürgermeister ist 
zuständig, soweit der Gemeinderat ihm die Entscheidung überträgt oder diese zur laufenden 
Verwaltung gehört. 

(2) Ü ber die Ernennung und Einstellung der Gemeindebediensteten ist durch Wahl  Be­
schluss zu fassen; das Gleiche g i lt für die n icht nur vorübergehende Übertragung einer höher 
bewerteten Tätigkeit bei einem Arbeitnehmer. 

§ 26 Persönliche Erklärungen 
(1 ) Zu einer kurzen „persönlichen Erklärung" erhält das Wort 

a) jedes Mitg l ied des Gemeinderats, um seine Stimmabgabe zu begründen. Die Erklärung 
kann nur unm ittelbar nach der Abstimmung abgegeben werden; 
b) wer einen während der Verhandlung gegen ihn erhobenen Vorwurf abwehren oder wer 
eigene Ausführungen oder deren unrichtige Wiedergabe durch andere Redner richtig stel­
len wil l .  Die Erklärung kann nach Erledigung eines. Verhandlungsgegenstands (Beschluss­
fassung, Vertagung, Übergang zur Tagesordnung) abgegeben werden. 
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(2) Eine Aussprache über „persönl iche Erklärungen" findet nicht statt. 

§ 27 Fragestunde 
( 1 )  Einwohner und die ihnen gleichgestellten Personen und Personenverein igungen nach § 
1 O Abs. 3 und 4 GemO können bei öffentlichen Sitzungen des Gemeinderats Fragen zu Ge­
meindeangelegenheiten stellen oder Anregungen und Vorschläge unterbreiten (Fragestun­
de) . 

(2) Grundsätze für die Fragestunde: 
a) Die Fragestunde findet in der Regel am Beginn der öffentlichen Sitzung statt. Ihre Dau­
er soll 60 Minuten n icht überschreiten .  
b)  Jeder Frageberechtigte im S inne des Absatzes 1 darf in einer Fragestunde zu n icht 
mehr als zwei Angelegenheiten Stellung nehmen und Fragen stel len. Fragen, Anregun­
gen und Vorschläge müssen kurz gefasst sein und sollen die' Dauer von drei Minuten 
nicht überschreiten. 

J 

c) Zu den gestellten Fragen, Anregungen und Vorschlägen nimmt der -Vorsitzende Stel-
( lung.  Kann zu einer Frage n icht sofort Stel lung genommen werden, so wird die Stellung-

nahme in der folgenden Fragestunde abgegeben. Ist dies nicht mögl ich , teilt der Vorsit-
zende dem Fragenden den Zeitpunkt der Stellungnahme rechtzeitig mit. Widerspricht der 
Fragende n icht, kann die Antwort auch schriftlich gegeben werden. Der Vorsitzende kann 
unter den Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 Satz 2 GemO von einer Stel lungnahme ab-
sehen, insbesondere in Personal-, Grundstücks-, Sozialh i lfe.- und Abgabensachen sowie 
in Angelegenheiten aus dem Bereich der Sicherheits- und Ordnungsverwaltung.  

§ 28 Anhörung 
( 1 )  Der Gemeinderat kann betroffenen Personen und Personengruppen Gelegenheit geben, 
ihre Auffassung im Gemeinderat vorzutragen (Anhörung). Über die Anhörung im Einzelfall 
entscheidet der Gemeinderat auf Antrag des Vorsitzenden, eines Gemeinderats oder be­
troffener Personen und Personengruppen. 

(2) Die Anhörung ist öffentlich. Unter .den Voraussetzungen des § 35 Abs. 1 Satz 2 GemO 
kann die Anhörung n ichtöffentlich durchgeführt werden . Der Gemeinderat kann die Anhörung 
auch in Angelegenheiten ,  für die er zuständig ist, einem Ausschuss übertragen. 

(3) Die Anhörung findet vor Beginn einer Sitzung des Gemeinderats oder innerhalb einer 
S itzung vor Beginn der Beratung über die anzuhörende betr�ffende Angelegenheit statt. 
H ierüber entscheidet der Gemeinderat im Einzelfal l .  

(4) Ergibt sich im laufe der Beratungen des Gemeinderats eine neue Sachlage, kann der · 
Gemeinderat eine erneute Anhörung beschließen. Die Beratung wird zuvor unterbrochen. 

IV. Beschl ussfassung im schriftl ichen Verfahren u n d  d u rch Offen­
leg u n g  

§ 2 9  Schriftl iches Verfahren 
Über Gegenstände einfacher Art kann  im schriftlichen oder elektronischen Verfahren be­
schlossen werden . Der Antrag, über den im schriftlichen Verfahren beschlossen werden sol l ,  
wird gegen Nachweis und mit Angabe der Widerspruchsfrist allen Gemeinderäten entweder 
nacheinander in einer Ausfer:tigung oder gleichzeitig in je gleich lautenden Ausfertigungen 
zugeleitet. Er ist angenommen, wenn kein Mitglied widerspricht. 
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§ 30 Offenlegung 
(1 ) Über Gegenstände einfacher Art kann im Wege der Offenlegung beschlossen werden. 
Die Offenlegung kann in einer Sitzung und außerhalb einer solchen geschehen. 

(2) Bei Offenlegung in einer Sitz!Jng sind die zur Erledigung vorgesehenen Gegenstände in 
einem besonderen Abschnitt der Tagesordnung aufzuführen. Ein Antrag ist angenommen, 
wenn ihm während der Sitzung nicht widersprochen wird. 

(3) Bei Offenlegung außerhalb einer Sitzung sind die Gemeinderäte darauf h inzuweisen, 
dass die Vorlage auf dem Rathaus aufliegt; dabei ist eine Frist zu setzen , innerhalb der dem 
Antrag widersprochen werden kann. Wird fristgerecht kein Widerßpruch erhoben,  ist der An­
trag angenommen. 

V. N iedersch rift 

§ 31 Inhalt der Niederschrift 
(1 ) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen des Gemeinderats ist eine N iederschrift 
zu fertigen; sie muss insbesondere Tag, Ort, Beginn und Ende der Sitzung, den Namen des 
Vorsitzenden, die Zahl der anwesenden und die Namen der abwesenden Gemeinderäte un­
ter Angabe des Grundes der Abwesenheit, die Gegenstände der Verhandlung, die Anträge, 
die Abstimmungs- und Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse enthalten. 

(2) Bei .Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren (§ 29) oder durch Offenlegung (§ 30) g i lt 
Absatz 1 entsprechend. ' 

(3) Der Vorsitzende und jedes Mitglied können im Einzelfall verlangen, dass ihre Erklärung 
oder Abstimmung in der N iederschrift festgehalten wird. 

§ 32 Führung der N iederschrift 
(1 ) Die Niederschrift wird vom Schriftführer geführt .  (Hinweis: Satz 2 entfäl lt) 

(2) Die Niederschriften über öffentliche und über nichtöffentliche Sitzungen sind getrennt zu 
führen. 

(3) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden, von zwei Gemeinderäten, die an der Verhandlung 
teilgenommen haben, und vom Schriftführer zu unterzeichnen. (Hinweis: Satz 2 entfäl lt) 

§ 33 Anerkennung der N iederschrift 
(1 ) Die Niederschrift über öffentliche Sitzungen wird durch Zuleitung je einer Mehrfertigung 
an alle Mitgl ieder spätestens innerhalb eines Monats zur Kenntnis des Gemeinderats ge­
bracht. 

(2) Die Niederschrift über n ichtöffentliche Sitzungen ist in der Regel in der nächsten Sitzung, 
spätestens innerhalb e ines Monats, durch Auflegen zur Kenntnis des Gemeinderats zu brin­
gen. 

(3) Über die gegen die Niederschrift eingebrachten Einwendungen entscheidet der Gemein­
derat. 
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§ 34 Einsichtnahme in  die Niederschrift 
( 1 )  Die Gemeinderäte können jederzeit in  die Niederschrift über die öffentlichen und über die 
nichtöffentlichen Sitzungen Einsicht nehmen. 

(2) Die Einsichtnahme in die Niederschrift über die öffentlichen Sitzungen ist auch den Ein­
wohnern gestattet. 

VI. Geschäftsord n u n g  der Aussch üsse · 

§ 35 Anwendung der Geschäftsordnung des Gemeinderats 
Die Geschäftsordnung des Gemeinderats findet auf die beschließenden und beratenden 
Ausschüsse mit folgender Maßgabe Anwendung: 
a) Vorsitzender der beschließenden Ausschüsse ist der Bürgermeister. Er kann einen seiner 
Stel lvertreter oder, wenn alle Stellvertreter verh indert sind, ein Mitg lied des Ausschusses, 
das Gemeinderat ist, m it seiner Vertretung beauftragen. 
b) Den Vorsitz in den beratenden Ausschüssen füt!rt der Bürgermeister. Er kann einen seiner ( Stellvertreter oder ein Mitglied des Ausschusses, das Gemeinderat ist, mit seiner Vertretung 
beauftragen. 
c) In  die beschließenden Ausschüsse können durch den Gemeinderat sachkundige Einwoh­
ner widerruflich als beratende Mitgl ieder berufen werden ; sie sind ehrenamtl ich tätig , ihre 
Zahl darf die der Gemeinderäte in den einzelnen Ausschüssen n icht erreichen. 
d) In  die beratenden Ausschüsse können durch den Gemeinderat sachkundige Einwohner 
widerruflich als Mitg lieder berufen werden; sie sind ehrenamtlich tätig, ihre Zahl darf di� der 
Gemeinderäte in den einzelnen Ausschüssen nicht erreichen. 
e) Sitzungen der beschl ießenden Ausschüsse, d ie der Vorberatung von Angelegenheiten,  
deren Entscheidung dem Gemeinderat vorbehalten ist, dienen, und Sitzungen der beraten­
den Ausschüsse sind in der Regel n ichtöffentl ich. 
f) Wird ein beschließender Ausschuss wegen Befangenheit beschlussunfähig, entscheidet 
an seiner Stelle der Gemeinderat. Wird ein beratender Ausschuss aus demselben Grund 
beschlussunfähig, entscheidet der Gemeinderat ohne Vorberatung. 
g) Die an der Teilnahme einer Sitzung verhinderten Mitglieder von Ausschüssen haben ihre 
Stel lvertreter rechtzeitig zu verständigen und ihnen Einladung und Tagesordnung zur Sitzung . 
zu übergeben. Haben sich Mitglieder der Ausschüsse krank oder in Urlaub gemeldet, sorgt 
der Vorsitzende für die Einladung der Stel lvertreter. ( 

VI I .  Schl uss bestimm ung 

§ 36 In-Kraft-Treten 
Diese Geschäftsordnung tritt am 01 .01 .20 1 7  in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung 
vom 07. 03.2001 mit ihren Änderungen außer Kraft. 

Schutterwald, den 21 . 1 2.20 1 6  

Martin Holschuh, Bürgermeister (Siegel) 
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Gemeinde Schutterwald 

Beschlussvorlage 

  öffentlich 
  nichtöffentlich 
 
 
AZ: Amt Bearbeiter Datum: DS-Nr.: Gesehen: 
960.042 Rechnungsamt Herr Sexauer 28.11.2016 202/2016  
 
 
Sitzung des Gemeinderates am 21.12.2016 TOP 06 
 
Genehmigung von Spenden an die Gemeinde Schutterwald           
 

 
 
frühere Beratungen Sitzungstermin 
GR – Dienstanweisung zur Spendenabwicklung 20.12.2006 ö  
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Annahme bzw. Vermittlung der in beigefügter Liste (Anlage) aufgeführten Spenden, 
Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen wird vom Gemeinderat dankend zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmige Zustimmung entsprechend dem Beschlussvorschlag. 
 
 
Sachverhalt/Begründung: 
 
Am 01.02.2006 hat der Landtag von Baden-Württemberg in § 78 Abs. 4 GemO eine neue 
Verfahrensvorschrift für die Annahme von Spenden (Geld- und Sachspenden), Schenkun-
gen und ähnliche Zuwendungen durch die Gemeindeorgane geschaffen. Bei Einhaltung 
des neuen Verfahrensweges ist aus der Sicht des Innen- und Justizministeriums die Ge-
fahr einer strafbaren Vorteilnahme nach § 331 Strafgesetzbuch für die Gemeindeorgane 
nicht mehr gegeben.   
 
 
§ 78 Abs. 4 der Gemeindeordnung lautet: 
 
„Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 1 Abs. 2 GemO Spenden,  
Schenkungen und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen oder an Dritte ver-
mitteln, die sich an der Erfüllung von Aufgaben nach § 1 Abs. 2 GemO beteiligen. 
Die Einwerbung und die Entgegennahme des Angebotes einer Zuwendung obliegen aus-
schließlich dem Bürgermeister sowie dem Beigeordneten.  
Über die Annahme oder Vermittlung entscheidet der Gemeinderat. Die Gemeinde erstellt 
jährlich einen Bericht, in welchem die Geber, die Zuwendungen und die Zuwendungszwe-
cke anzugeben sind. 
Der Jahresbericht aller Spenden ist der Rechtsaufsichtsbehörde zu übersenden.“ 
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Damit die Behandlung von Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen den 
neuen Verfahrensregeln entspricht, hat der Bürgermeister eine Dienstanweisung über die 
Abwicklung der Spendenannahmen erlassen. 
 
In der Anlage erhält der Gemeinderat eine Liste mit allen seit der letzten Beschlussfas-
sung eingegangenen Spenden, Schenkungen und ähnlichen Zuwendungen. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, dass der Gemeinderat über die endgültige Annahme und 
Verwendung der in beigefügter Liste aufgeführten Spenden berät und entscheidet. 
 
 
 
Protokollergänzung: 
Die Gemeinderäte erhalten hierzu noch eine aktualisierte Anlage 1 als Tischvorlage. 
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Gemeinde Schutterwald Beschlussvorlage 
  öffentlich 
  nichtöffentlich 

 
 
AZ: Amt Bearbeiter Datum: DS-Nr.: Gesehen: 
431.21 Bauamt Herr Hahn 12.12.2016 203/2016  

 
 
Sitzung des Gemeinderates am 21.12.2016 TOP 07 

 
Neubau des Pflegeheims St.Jakobus -  
hier: Information über Baustand und Kostenentwicklung sowie Auftragsvergaben 
für  
a) Trockenbau 
b) Nassputz 
c) Estrich      
 

 
 
frühere Beratungen Sitzungstermin 
  

 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Der Auftrag für das Gewerk: 
a) Trockenbauarbeiten, wird an die Fa. Systembau R.Leber aus Offenburg, zum 

Angebotspreis von 365.982,72 € (brutto, einschl. Abgebot) vergeben. 
b) Nassputzarbeiten, wird an die Firma BB Stuck aus 78554 Aldingen, zum 

Angebotspreis von 52.757,46 € (brutto, einschl. Abgebot)  vergeben. 
c) Estricharbeiten wird an die Fa. Okatar aus 66663 Merzig, zum Angebotspreis von 

60.561,58 € (brutto, einschl. Abgebot) vergeben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmige Zustimmung entsprechend dem Beschlussvorschlag. 

 
Finanzielle Auswirkungen: 
Gesamtkosten der Maßnahmen Veranschlagung im 

Vermögenshaushalt 
über- / außerplanmäßige 

Ausgaben 
Haushaltsstelle 

    

 
Sachverhalt/Begründung: 
 
Im November 2016 fanden die Ausschreibungen für die o.a. Gewerke statt. 
Die Submission fand am 6.12.2016 statt. Die entsprechenden Submissionslisten liegen als 
Anlage bei (bitte vertraulich behandeln). 
 
Die Ergebnisse im Einzelnen:  
 
a) Trockenbauarbeiten 
6 Firmen haben die Ausschreibungsunterlagen angefordert. Zur Submission wurden 4 
Angebote eingereicht. Das wirtschaftlich annehmbarste Angebot  kam von der Fa.  
Systembau R.Leber aus Offenburg, zum Angebotspreis von 365.982,72 € (brutto, einschl. 
Abgebot). Die Fa. Systembau Leber ist der Verwaltung bekannt und hat entsprechende 
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gute Referenzen (u.a. Rathaus und Mörburgschule in Schutterwald) vorgelegt. Die 
Verwaltung schlägt vor den Auftrag an die Fa. Systembau R.Leber zu vergeben. 
 
b) Nassputzarbeiten 
5 Firmen haben die Ausschreibungsunterlagen angefordert. Zur Submission wurden 5 
Angebote eingereicht. Das wirtschaftlich annehmbarste Angebot kam von der Fa. BB 
Stuck aus 78554 Aldingen, zum  Angebotspreis von 52.757,46 € (einschl.Abgebot).  
Die Fa. BB Stuck hat entsprechende Referenzen vorgelegt. Diese wurden überprüft und 
für gut befunden. Die Verwaltung schlägt vor den Auftrag an die Fa. BB zu vergeben. 
 
c) Estricharbeiten  
10 Firmen haben die Ausschreibungsunterlagen angefordert. Zur Submission wurden 8 
Angebote eingereicht. Das wirtschaftlich annehmbarste Angebot kam von der Fa. Okatar 
aus 66663 Merzig, zum Angebotspreis von 60.561,58 € (brutto, einschl. Abgebot). Die Fa. 
Okatar hat entsprechende Referenzen vorgelegt. Diese wurden überprüft und für gut 
befunden. Die Verwaltung schlägt vor den Auftrag an die Fa. Okatar zu vergeben. 
 
Die Verwaltung wird mündlich in der Sitzung über den Baustand und die 
Kostenentwicklung informieren. 
 
 
 
Protokollergänzung: 
Gemeinderat Glatt will wissen, ob die beauftragten Firmen Subunternehmer verwenden. 
Laut BAL Hahn haben alle drei Firmen dies nicht in ihren Angeboten angegeben. Er geht 
deshalb davon aus, dass diese die Arbeiten in Eigenregie ausführen werden. 
 
Gemeinderat Schillinger hofft, dass alles gut geht, zumal bei den Firmen, die bisher der 
Gemeinde nicht bekannt sind. 
 
Im Anschluss erläutert BAL Hahn die Entwicklung der Kosten. Mittlerweile sind (mit den 
heutigen Aufträgen) Aufträge für 6,9 Millionen € vergeben. Die Kostenschätzung für diese 
Aufträge beträgt 7,2 Millionen €, d.h. die Kosten sind im Plan. Diese Zahlen sind derzeit 
aber lediglich Zahlen von den Ausschreibungen; abzuwarten bleibt die Massen- und 
Leistungsfeststellung. Insbesondere die Abrechnung des Rohbaus wird mit Spannung 
erwartet. Der Rohbau wird wohl Ende Februar/Anfang März 2017 abgeschlossen sein und 
dann abgerechnet werden. Er umfasst ca. 25% der Gesamtbausumme. Wenn hier die 
abgerechneten Leistungen vorliegen, hat mal erstmals belastbare Zahlen.  
Der Gemeinderat wird hierüber wieder zeitnah informiert.  
 
Gemeinderat Schillinger wundert sich, dass mit anderen Zahlen gerechnet wird, als mit 
denen, die beauftragt waren. Ein Unternehmer muss doch den Auftraggeber unverzüglich 
informieren, wenn die ausgeführten Arbeiten von den beauftragten abweichen.  
BAL Hahn stimmt dem zu. Für den Rohbau liegen mehrere Nachtragsforderungen auf dem 
Tisch. Diese müssen noch geprüft und verhandelt werden.  
 
Auf Nachfrage von Gemeinderat Bindner berichtet BAL Hahn, dass man wegen dem nassen 
Frühjahr ca. 4 Wochen im Verzug ist. Zum heutigen Zeitpunkt ist die Fertigstellung im 
August/September 2017 vorgesehen. Der künftige Betreiber ist hierüber informiert. Positiv 
derzeit ist das relativ milde Wetter, weshalb laufend immer noch betoniert werden kann. 
Wenn die Betonarbeiten fertig sind, ist man nicht mehr so stark vom Wetter abhängig. 
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Gemeinde Schutterwald Beschlussvorlage 
  öffentlich 
  nichtöffentlich 

 
 
AZ: Amt Bearbeiter Datum: DS-Nr.: Gesehen: 
022.37 Hauptamt Frau Bürkle 13.12.2016 204/2016 

 
 

 

 
Sitzung des Gemeinderates am 21.12.2016 TOP 08 

 
Bekanntgabe nichtöffentlicher Beschlüsse           
 

 
 

• Der Gemeinderat beschäftigte sich mit der Besetzung des Beirats Alter Jakob 
 

• Der Gemeinderat beschäftigte sich mit Personalangelegenheiten. 
 
 



Gemeinde Schutterwald ERGÄNZUNGSBLATT Nr. 1 
 
 
Öffentliche Sitzung am 21.12.2016 Drucksache Nr. 205/16 
 
 
 
TOP 09 
 
Verschiedenes 
- Bekanntgaben, Wünsche und Anträge 
 
 
Neuer Schutzboden für die Halle Langhurst 
Laut Bürgermeister sind die Haushaltsmittel hierfür in den Haushalt 2017 eingestellt. Auf-
träge aus diesem Haushalt dürfen allerdings erst vergeben werden, wenn der Haushalt 
rechtskräftig ist. Der neue Boden ist aber bereits Mitte Februar 2017 nötig für den Zunft-
abend der Langhurster Mohren. Der neue Boden wird auch unbedingt gebraucht, weil der 
alte kaputt ist und bereits weggeworfen wurde. Aus diesem Grunde schlägt der Bürger-
meister heute einen Beschluss über außerplanmäßige Ausgaben in dieser Sache vor. Die 
Rechnung hierzu wird erst im Jahr 2017 kommen und dann mit den eingestellten Haus-
haltsmitteln bezahlt werden können.  
Zum heutigen Zeitpunkt werden die außerplanmäßigen Mittel durch Rücklagenentnahme 
gedeckt.  
Der Gemeinderat ist hiermit einverstanden. 
 
 
Fällung von Pappeln in Langhurst, Beschwerde des Schwarzwaldvereins 
Laut Gemeinderat Wolter hat sich Hermann Lipps vom Schwarzwaldverein in der letzten 
politischen Runde der Freien Wähler beklagt, dass in Langhurst bei den Entwässerungs-
gräben große Bäume gefällt wurden und hierbei Nistkästen zu Bruch gingen. Herr Lipps 
fand auch den entstandenen Flurschaden kritisch. 
Bürgermeister Holschuh berichtet, dass Pappeln gefällt wurden, weil das landwirtschaftli-
che Feld daneben nur noch eingeschränkt nutzbar war. Die Bäume ragten in das Feld hin-
ein. Die Interessen der Landwirte mussten deshalb gegen die Interessen des Naturschut-
zes abgewogen werden, wobei die Landwirtschaftsinteressen überwogen.  
BuWL Wurth ergänzt, dass es sich hier um den Windschutzstreifen handelt, der immer 
wieder durchforstet wird. 
BAL Hahn verdeutlicht noch, dass in diesem Zusammenhang auch die Entwässerungs-
gräben geräumt und von Baumwurzeln befreit wurden. 
 
 
Beschwerden wegen Baumfällarbeiten in der Fohlenweide 
Auch hier sind bei Gemeinderat Wolter Beschwerden von den Anwohnern über den star-
ken Kahlhieb eingegangen.  
BuWL Wurth verdeutlicht, dass diese Maßnahme vorher im Gemeinderat vorgestellt wur-
de. Im Übrigen ragten einige Bäume auch auf Privatgrundstücke und mussten entfernt 
werden. 
 
 
 
 



Plakatierung in der Gemeinde 
Gemeinderätin Heuberger findet, dass in der Hindenburgstraße relativ wild plakatiert wird. 
Sie findet, die Gemeinde müsste hier gegensteuern.  
Der Bürgermeister verdeutlicht, dass die Gemeinde für die Plakatierungsgenehmigungen 
eine Gebühr verlangt. Die Plakate dürfen grundsätzlich 4 Wochen aufgehängt werden und 
sind 1 Woche nach der Veranstaltung wieder abzuhängen. Vom Bauhof der Gemeinde 
wird dies auch regelmäßig überprüft. Im Übrigen liegt der Verwaltung ein Antrag der CDU-
Fraktion vor, dieses Thema in einer der nächsten Sitzungen zu diskutieren. 
Gemeinderat Rotert hat beobachtet, dass Plakate mit Kabelbindern aufgehängt, diese Ka-
belbinder dann einfach durchgeschnitten und liegen gelassen werden. 
Gemeinderat Bindner freut es, dass auch andere Fraktionen die Problematik sehen. Er hat 
beobachtet, dass in der Berliner Straße Plakate auf dem Gehweg liegen und andere Pla-
kate noch hängen, die auf eine Veranstaltung am 31.10.2016 hinweisen. 
 
 
Parkplatzschilder mit Zeitbegrenzung in der Bahnhofstraße 
Auf Nachfrage von Gemeinderat Bindner erläutert BAL Hahn, dass in der Bahnhofstraße 
für die Bauphase des Altenpflegeheimes solche Schilder aufgestellt waren. Diese werden 
nun aber wieder entfernt, weil die Sperrung der Bahnhofstraße aufgehoben werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 




